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mit diesem Magazin geht Ihnen die letzte Ausgabe der clavis zu. In unserem Ab-
schiedsheft präsentieren wir Ihnen als „krönenden Abschluss“ eine aktuelle Be-
standsaufnahme zum Thema Migration aus globaler Perspektive. Auf Einladung 
des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales haben wir an der International 
Metropolis Conference Berlin (IMCB) teilgenommen, die im September 2022 
stattfand, und konnten einige der dort versammelten Expert*innen für Beiträge 
gewinnen. Ergänzt werden diese um Artikel, die die Themen der Konferenz aus 
deutscher Perspektive vertiefen.

Die Internationale Metropolis Konferenz ist die weltweit größte internationale 
Fachtagung für den Wissensaustausch über Fragen der Migration und Integra-
tion. Unter dem Motto „Changing Migration, Migration in Change“ diskutierten 
internationale Expert*innen aus Wissenschaft, Politik, Wirtschaft und Zivilgesell-
schaft bei der IMCB, welche Auswirkungen die Herausforderungen unserer Zeit 
auf das Feld der Migration haben. Globale Gesundheits- und Sicherheitskrisen, 
die Auswirkungen des Klimawandels, die Bedeutung einer fairen Anwerbe- und 
Beschäftigungspraxis sowie die Chancen und Risiken neuer Technologien und 
Arbeitsformen standen dabei im Mittelpunkt. Diese Themen strukturieren auch 
unser Heft, jeweils begleitet von Originalzitaten und Impressionen von der IMCB. 

Wir bedanken uns für Ihre Treue, für Ihr Interesse und auch für Ihre Anregungen 
und Rückmeldungen an die Redaktion. Wir wünschen Ihnen bei Ihrer Arbeit als 
Chancengeber*innen, Möglichmacher*innen und Ratgebende für Menschen, die 
in Deutschland beruflich ankommen und womöglich auch bleiben möchten, wei-
terhin viel Erfolg, Durchhaltevermögen und gutes Gelingen! 
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Editorial

Liebe Leser*innen,

„Wie wirken  
sich multiple Krisen 

auf Migration aus und 
wie kann man deren  
Ablauf dennoch fair  

gestalten?“

„Covid-19 hat die 
Mobilität in Ländern mit 

hohem Entwicklungsindex 
eingeschränkt, in den Ent-

wicklungsländern ist es  
genau umgekehrt.“

„Wir brauchen aktive 
Kommunikations- 

strategien zur Förderung 
von Integration in der  

gesamten Bevölkerung.“

„Integration  
geschieht vor Ort,  
Regulierung auf  

nationaler  
Ebene.“

„Wie  
beteiligen wir 

Migrant*innen an 
der Entwicklung und 

Erprobung neuer 
Lösungen?“

Im Rahmen der Nachhaltigkeitsstrategie der ZWH orientieren wir uns an den Nachhaltigkeitszielen der Vereinten 
Nationen (SDGs). Mit der Agenda 2030 hat sich die Weltgemeinschaft 17 Ziele für eine sozial, wirtschaftlich und 
ökologisch nachhaltige Entwicklung gesetzt. Weitere Informationen: https://www.bmz.de/de/agenda-2030

„Der Zugang des  
globalen Südens zu 

regulärer Migration 
ist auch Entwick-

lungspolitik.“

„Die Verbreitung 
von falschen Infor-

mationen im Internet 
ist ein Kernproblem, 

das wir angehen 
müssen.“

Migration im Wandel 
Stimmen von der  IMCB22
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Austausch unterschiedlicher Sichtwei-
sen fördern. Bei all den genannten The-
men haben wir einen großen Bedarf 
an multilateraler Kooperation, weil sie 
mit externen, länderübergreifenden 
Effekten verbunden sind. Rein natio-
nale Politiken sind deshalb zwangs-
läufig ineffizient: Pandemien kennen 
keine Grenzen, ihre Bekämpfung ist 
deshalb auf eine abgestimmte und 
koordinierte Politik angewiesen, die 
auch den Ärmsten im globalen Kon-
text Zugang zu Impfstoffen und eine 

Die Schwerpunkte der 25. Internati-
onalen Metropolis Konferenz Berlin 
zeichnen die aktuellen globalen Her-
ausforderungen nach: Pandemie und 
Sicherheitskrise, Digitalisierung, Klima-
wandel, faire Arbeit. Prof. Dr. Brücker, 
was können internationale Konferenzen 
bewirken und in welchen Politikfeldern 
sollte die multilaterale Kooperation in-
tensiviert werden? 

Internationale Konferenzen können 
Denkanstöße geben und vor allem den 

Lösungen als überlegen. Für all diese 
grundlegenden Fragen ist die 25. In-
ternationale Metropolis Konferenz ein 
interessantes Forum. Zu viel, vor allem 
die Lösung der großen Probleme, sollte 
man jedoch nicht erwarten. 

Inwieweit hat Covid-19 das Migrations-
geschehen in Deutschland beeinflusst 
und tut dies auch weiterhin?

Im Jahr 2020 ist der Wanderungssaldo 
um 35 % gegenüber dem Vorkrisenjahr 
2019 eingebrochen, 2021 ist das Migrati-
onsniveau wieder angestiegen, hat aber 
das Vorkrisenniveau noch nicht wieder 
erreicht. Die Migration aus Drittstaaten 
ist besonders stark eingebrochen, wäh-
rend sich die Einwanderung aus der EU 
als vergleichsweise robust erwiesen hat. 
Weit überdurchschnittlich mit einem 
Rückgang von 55 % gegenüber 2019 ist 
2020 die Einwanderung von Personen 
mit einem Aufenthaltstitel zu Erwerbs-
zwecken eingebrochen. Dies ist beson-
ders beunruhigend, weil wir auf diese 
Art der Einwanderung künftig sehr 
angewiesen sind. Ich rechne allerdings 
damit, dass wir 2022 insgesamt wieder 
ein hohes Niveau der Migration, auch 
durch den Krieg in der Ukraine, errei-
chen werden. Die Folgen der Pande-
mie werden schrittweise überwunden. 
Sorgen macht mir, dass es Deutschland 
gegenwärtig nicht gelingt, das Niveau 
der Erwerbsmigration aus Drittstaaten 
zu steigern. Davon hängt unsere wirt-
schaftliche Zukunft wesentlich ab.

Der Klimawandel ist ein zunehmend be-
deutender Faktor in der globalen Mobi-
lität. Welche Auswirkungen sind bereits 
heute in Deutschland spürbar und wel-
che Tendenzen zeichnen sich ab? 

Der Klimawandel hat große Aus-
wirkungen auf die Migration, aber 
nicht unbedingt auf die Migration in 
OECD-Staaten wie Deutschland. Die 
wirtschaftlichen und sozialen Folgen 

gute Gesundheitsversorgung bietet. 
Digitalisierung und der technologische 
Wandel sind ebenfalls global und be-
dürfen der Zusammenarbeit, bspw. bei 
der Entwicklung von Infrastrukturen. 
Der Klimawandel ist in seinen Auswir-
kungen global und kann deshalb nur 
global bekämpft werden. Arbeit wird 
zunehmend mobil. Auch hier erwei-
sen sich koordinierte Politiken wie die 
Arbeitnehmerfreizügigkeit im gemein-
samen Binnenmarkt oder die interna-
tionale Politikkooperation nationalen 

des Klimawandels sind global sehr un-
gleich verteilt. Am meisten leiden die 
Länder in der Nähe des Äquators und 
die Inselstaaten. Das betrifft sowohl 
den Anstieg der durchschnittlichen 
Temperaturen als auch von extremen 
Wetterereignissen als Dürren, Sturm-
fluten und anderen Unwettern. Auch 
wenn der Klimawandel hier ebenfalls 
spürbar ist und sein wird, so sind die 
Folgen sehr viel geringer, weil wir in 
einer milden Klimazone leben und 
zudem die materiellen Ressourcen ha-
ben, uns besser zu schützen. Diese un-
gleiche Entwicklung fördert zunächst 
vor allem die lokale und regionale 

Migration innerhalb der betroffenen 
Länder sowie in den Nachbarstaaten. 
Seriöse Studien schätzen, dass bei ei-
nem zu erwartenden Anstieg der globa-
len Migration um rund 200 Millionen 
Menschen durch den Klimawandel ca.  
20 Millionen Menschen zusätzlich in 
die OECD-Staaten wandern werden im 
Vergleich zu einem Referenz-Szenario 
ohne Migration. Migration wird darum 
wenig dazu beitragen, die mit dem Phä-
nomen des Klimawandels verbundenen 
wirtschaftlichen und sozialen Ungleich-
heiten zu bekämpfen. Horrorszenarien 
einer Massenmigration in die OECD-
Staaten sind aber auch nicht zu erwarten.

Welche Auswirkungen hat die Digita-
lisierung auf Migration und internati-
onale Mobilität für Deutschland? 

Die Digitalisierung fördert gemeinsam 
mit den fallenden Transportkosten die 

Mobilität von Menschen. Das hat viel-
fältige Folgen. Erstens steigt global der 
Umfang der Migration, davon profitie-
ren insbesondere Länder wie Deutsch-
land. Zweitens nimmt die temporäre 
Migration zu – immer mehr Menschen 
haben mehrere und in der Regel immer 
kürzere Migrationsepisoden in ihrem 
Leben. Die Vorstellung, dass jemand 
wie zu Zeiten der sog. Gastarbeiter-
migration nach Deutschland zuzieht 
und dann bis zum Lebensende bleibt, 
ist antiquiert. Das hat natürlich auch 
Folgen für Teilhabe und Integration: 
Wer kürzer bleibt, wird weniger in 
länderspezifisches Humankapital in-
vestieren. Drittens nehmen die Entfer-
nung und die Vielfalt internationaler 
Migration zu. 1991 kamen noch drei 
Viertel der Migrationsbevölkerung in 
Deutschland aus drei Herkunftslän-
dern – auf die gleichen Länder entfallen 
heute nur noch etwa 40 % der Migrati-
onsbevölkerung. Es kommen immer 
mehr Menschen aus weiter entfernten 
Regionen der Welt, dadurch nimmt die 
Diversität der Kulturen, der Lebens-
erfahrungen und Qualifikationen zu. 
Damit mögen auch Probleme verbun-
den sein, es fördert aber auch Produk-
tivität und das Wirtschaftswachstum. 
Ich empfinde es als Bereicherung.

Die Lage in der Ukraine wird auch die 
IMCB bestimmen. Angela Merkel sagte 
2015: „Deutsche Gründlichkeit ist super, 
aber es wird jetzt deutsche Flexibilität 
gebraucht.“ Wie weit ist Deutschland 
im Jahr 2022 mit den damals verschrie-
benen Dehnungsübungen?

Es gibt immer noch Potenzial nach 
oben. Aber wir haben diesmal vieles 
richtig gemacht: Durch die Aktivierung 
der sog. Massenzustrom-Richtlinie und 
die Öffnung der EU-Außengrenzen 
wurde eine ungesteuerte Migration 
an den europäischen Grenzen ver-
mieden. Zugleich wurde durch den 
Verzicht auf Asylverfahren schnell 

Rein nationale Politiken sind 
zwangsläufig ineffizient: 

Pandemien kennen keine Gren-
zen und der Klimawandel ist in 
seinen Auswirkungen global.

INTERVIEW

Internationaler Austausch und nationale Reformpolitik

Migration gestalten in einer Zeit  
dynamischen Wandels
Inspiriert von den Themenfeldern der Internationalen Metropolis Konferenz, die in diesem Jahr in 
Berlin stattfand, haben wir Prof. Dr. Herbert Brücker zu einem Gespräch über das internationale  
Migrationsgeschehen aus deutscher Perspektive eingeladen.		  				  

						                 				     Ein Gespräch mit Prof. Dr. Herbert Brücker 
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Rechtssicherheit hergestellt. Schließ-
lich sind die Probleme der Unterbrin-
gung geringer, weil viele der Geflüch-
teten privat untergebracht sind und 
der Gesetzgeber dies auch erlaubt. 
Auch die Integration in das soziale  
Sicherungssystem des Sozialgesetz-
buchs II, besser bekannt als „Hartz IV“, 
war klug, weil die Geflüchteten damit 
unmittelbar in die Beratungs- und 
Programminfrastruktur der Jobcenter 
eingebunden wurden. Auch richtig 
ist allerdings, dass die Registrierung 
recht schleppend verlief, es natürlich 
Engpässe bei der Wohnraumversor-
gung gibt und viele Angebote, vor al-
lem im Bereich der Kinderbetreuung, 
nicht ausreichend sind. Aber insge-
samt läuft es besser als 2015 – wir ha-
ben dazugelernt.

Auch „Faire Migration“ ist eine thema-
tische Säule der IMCB. Wie bewerten 
Sie die zuletzt in Deutschland entstan-
denen Siegel und Standards für faire 
Rekrutierung?

wertig zu in Deutschland erworbenen 
Abschlüssen. Das gelingt vor dem Hin-
tergrund unseres weltweit nahezu ein-
maligen Bildungssystems den meisten 
qualifizierten Arbeitskräften aus dem 
Ausland nicht. Egal ob Punktesystem 
oder ob ein an Mindestkriterien ausge-
richtetes System, wie wir es gegenwär-
tig haben – diese Hürde muss beseitigt 
werden, wenn wir die Einwanderung 
von Arbeitskräften nennenswert erhö-
hen wollen. Aus meiner Sicht ist es aus-
reichend, wenn eine verbindliche Ar-
beitsplatzzusage und ein ausländischer 
Bildungsabschluss in Verbindung mit 
einer Mindeststudien- oder Ausbil-
dungsdauer vorliegt. Für die Abschaf-
fung der Gleichwertigkeitsprüfung 
oder vereinfachte Anerkennungsver-
fahren gibt es Vorbilder: Kanada, die 
USA, das Vereinigte Königreich und 
einige skandinavische Länder. An die-
sen müssen wir uns orientieren. Die 
Vorschläge der Ampelkoalition sind 
erst in Umrissen bekannt, ob tatsäch-
lich ein Punktesystem kommt, ist of-
fen. Es gilt, die genauen Vorschläge 
abzuwarten, bevor sie bewertet werden 
können. Die öffentlichen bekannten 
Äußerungen sprechen jedoch dafür, 
dass die Regierungskoalition die Prob-
leme genau erkannt hat. 

Migration wird in Deutschland oft mit 
dem Begriff der „Integration“ in Ver-
bindung gebracht. Wie stehen Sie zu 
diesem Ausdruck?

Das ist ein schwieriger Begriff. Er legt 
nahe, dass nur die Menschen, die zu 
uns kommen, eine Anpassungsleistung 
erbringen müssen. Tatsächlich handelt 
es sich aber nicht um eine Einbahn-
straße, sondern um einen zweiseitigen 
Prozess. Natürlich liegen die höchsten 
Anforderungen, Kosten und Anstren-
gungen bei den Menschen, die zu uns 
kommen: Sie müssen in der Regel eine 
andere Sprache lernen, sich in andere 
berufliche Strukturen, Bildungs- und 

Der dahinterstehende Gedanke ist sehr 
gut, auch die Zertifizierung kann hel-
fen, faire Standards zu etablieren und 
ein Umdenken zu bewirken. Wir soll-
ten aber auch die Augen vor den Pro-
blemen nicht verschließen. Zahlreiche 
empirische Studien finden kausale Evi-
denz dafür, dass Diskriminierung auf 
dem Arbeitsmarkt stattfindet – und 
nicht nur dort. Ein Teil dieser Diskri-
minierung kann durch Nachfrage-
monopole ausgelöst werden, also die 
Marktmacht von Unternehmen bei der 
Einstellung von bestimmten Arbeits-
kräften. Dabei kann ausgenutzt wer-
den, dass ausländische Arbeitskräfte bei 
gleicher Qualifikation bereit sind, zu 
geringeren Löhnen zu arbeiten. Ich bin 
optimistisch, dass dies aufgrund der 
zunehmenden Nachfrageüberschüsse 
am Arbeitsmarkt abnimmt. Auch las-
sen sich Migrantinnen und Migranten 
aus guten Gründen eher in den urba-
nen Ballungsräumen nieder, da ist ihre 
Wettbewerbsposition besser. Aber es 
ist notwendig, dass Mindestlöhne und 

Ausbildungssysteme hereinfinden und 
mit unseren Institutionen, der Ver-
waltung und Bürokratie klarkommen. 
Hinzu kommen alle Anforderungen, 
die sich aus dem gesellschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Zusammen-
leben ergeben. Diese Anstrengungen 
sind wirtschaftlich, sozial und kultu-

rell notwendig. Migration verlangt den 
Menschen viel ab. Es ist aber eigentlich 
erstaunlich, wie vielen Menschen das 
gut gelingt. Zugleich verändert sich 
aber auch unsere Gesellschaft fort-
laufend durch Einwanderung: Unsere 
beruflichen und sozialen Strukturen, 
Märkte, Kulturen sind nicht mehr die 
gleichen wie vor fünfzig Jahren. Diese 
Veränderungen geschehen häufig ge-
räuschlos, manchmal mit Konflikten, 
aber sie geschehen kontinuierlich. In 
einer offenen Gesellschaft, die sich auf 
demokratische und rechtsstaatliche 
Werte stützt, können diese Prozesse 
nur gemeinsam gestaltet und verhan-
delt werden. Darum sollten wir viel-
leicht besser von Teilhabe sprechen.  
Das ändert nichts daran, dass Er-
folge im Arbeitsmarkt, im Bil-
dungssystem oder auch das Er-
lernen der Sprache des Ziellands 
Schlüsselfaktoren für ein gelungenes 
Leben der Migrantinnen und Mig-
ranten und für ein gutes Zusammen- 
leben insgesamt sind.

Wenn Sie drei Maßnahmen umsetzen 
könnten, was würden Sie an der deut-
schen Migrationspolitik oder -praxis 
verändern? 

die Einhaltung von Arbeitsstandards 
in Deutschland besser überwacht wer-
den. Da gibt es viel zu tun.

Wie steht Deutschlands Migrations-
politik im internationalen Vergleich 
da? Wie ordnen Sie die auf den Weg 
gebrachten und angekündigten Refor-
men der Ampelkoalition ein, bspw. das 
geplante Punktesystem nach kanadi-
schem Vorbild?

Deutschland hat 2005 mit dem Zu-
wanderungsgesetz erstmals seit dem 
Anwerbestopp von 1973 rechtlich wie-
der den Zugang zum Arbeitsmarkt für 
Staatsangehörige aus Drittstaaten ge-
öffnet. Dieses Gesetz wurde mehrfach 
novelliert, zuletzt durch das Fachkräfte- 
einwanderungsgesetz, das 2020 in 
Kraft getreten ist. Die Erfolge sind 
überschaubar: Nur knapp ein Zehn-
tel der Einwanderung aus Drittstaa-
ten kommt über die Zuzugskanäle für 
die Erwerbsmigration, rund 5 % der 
Zuzüge insgesamt. Weil die Zahl der 
Einwanderungen aus der EU schon 
deutlich gesunken ist und weiter sin-
ken wird, ist dies bei Weitem nicht 
ausreichend. Wir benötigen ein Wan-
derungssaldo von 400.000 Personen 
pro Jahr, um das Erwerbspersonen-
potenzial zu stabilisieren, eigentlich 
noch sehr viel mehr, weil auch dann 
der Altenquotient bis zum Jahr 2060 
um 18 Prozentpunkte steigen wird. Ein 
Wanderungssaldo von 400.000 Perso-
nen entspricht rund 1,5 bis 1,6 Millio-
nen Zuzügen pro Jahr. In klassischen 
Einwanderungsländern wie Kanada 
oder Australien wird rund ein Drittel 
der Zuzüge über die verschiedenen Zu-
zugswege für Arbeitskräfte gesteuert, 
das entspräche 500.000 Personen in 
Deutschland. Davon sind wir weit ent-
fernt. Es braucht deshalb eine grund-
legende Reform des Einwanderungs-
systems. Der Dreh- und Angelpunkt 
ist dabei die Anerkennung beruflicher 
Abschlüsse aus dem Ausland als gleich-

Erstens die Liberalisierung des Arbeits-
marktzugangs durch eine Neuordnung 
des Fachkräfte- und Arbeitskräfte- 
zuzugs, um die wirtschaftlichen und 
sozialen Voraussetzungen für die Be-
wältigung des demografischen Wan-
dels und seiner Folgen zu schaffen. 
Dazu gehören die Abschaffung der 
Gleichwertigkeitsprüfung bei der An-
erkennung ausländischer Abschlüsse, 
Zuzugskanäle auch für Menschen mit 
einfacheren Qualifikationen nach dem 
Vorbild der Westbalkanregelung und 
eine Reform der Auslandsvertretungen 
und Ausländerbehörden. Zweitens eine 
humanitäre und europäisch koordi-
nierte Asylpolitik, die Menschen unab-
hängig von ihrer ethnischen, kulturel-
len oder sonstigen Herkunft Zuflucht 
vor Krieg, Verfolgung und Vertreibung 
gewährt. Dies erfordert eine neue Poli-
tik an den Außengrenzen der Europä-
ischen Union. Und drittens den syste-
matischen Ausbau der Sprachförderung 
im Aus- und Inland, etwa durch den 
flächendeckenden Ausbau der Goethe-
Institute und der Angebote einer be-
rufsbegleitenden Sprachförderung.

Vielen Dank für das Interview, 
Herr Prof. Brücker!

Migration verlangt den 
Menschen viel ab. Es ist aber 

eigentlich erstaunlich,  
wie vielen Menschen das  

gut gelingt. 

Prof. Dr. Herbert Brücker
ist Direktor des Berliner Instituts  
für empirische Integrations- und 
Migrationsforschung (BIM) und dort 
Leiter der Abteilung Ökonomische 
Migrations- und Integrationsforschung. 
Zudem leitet er am Institut für Arbeits- 
markt- und Berufsforschung (IAB) den 
Forschungsbereich Migration, Integra-
tion und Internationale Analysen.
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Freunde von mir haben das Angebot der 
Blauen Karte wahrgenommen und sind 

nach Deutschland eingewandert. Darauf-
hin haben meine Frau und ich entschie-

den, auch hier zu arbeiten. Anfangs waren 
wir noch nicht bereit, uns niederzulassen. 

Aber sobald wir unseren Sohn in die 
Kita geschickt hatten und meine Frau 
einen Job bekam, beschlossen wir, in 

Deutschland zu bleiben. Wir bekamen das 
zweite Kind – eine Tochter. Indien ist von 

Deutschland nicht so weit entfernt wie die 
USA oder Kanada. Unsere Kinder sind also 

verhältnismäßig nicht so weit weg von 
unseren Verwandten in Indien. Wir wollen 
ihnen das Beste von Indien und Deutsch-
land mitgeben. Damit wir eine Gemein-
schaft aufbauen und hier leben können, 

haben wir ein Haus gekauft. Eine indische 
Gemeinschaft zu haben ist wichtig, denn 

die Deutschen sind zwar nett zu uns, 
trotzdem wir nicht mit ihnen befreundet. 
Wir sind immer noch Fremde für sie. Aber 
ich möchte nicht zurück nach Indien, vor 

allem nicht jetzt nach der Pandemie.

Nach meiner Scheidung war alles sehr 
schwierig. Die Gesellschaft um mich 

herum zeigte mit dem Finger auf mich, 
darum wollte ich in ein anderes Land aus-
wandern. Ich arbeitete bei der Deutschen 
Bank in Gurgaon [heute: Gurugram], also 
habe ich mich nach Deutschland verset-
zen lassen. Ich bin froh, dass ich hierher 
ausgewandert bin. Am Anfang hatten 
meine Eltern Angst um meine Tochter. 

Deshalb habe ich sie in Indien gelassen – 
das war sehr schmerzhaft. Doch nachdem 
ich die Blaue Karte erhalten hatte, habe 
ich meine Eltern und meine Tochter her-

geholt. Jetzt geht sie hier zur Schule. Nie-
mand stellt mir hier persönliche Fragen. 

Niemand hat ein Problem damit, dass ich 
geschieden bin. Ich kann frei atmen. Hier 
sind Männer und Frauen gleichberechtigt: 

Mein Freund und ich arbeiten beide von 
zu Hause, und wir kochen und putzen 
beide – ganz anders als in Indien. Vor 

allem wegen meiner Tochter möchte ich in 
Deutschland leben.

Ich bekam nach und nach die politische 
Atmosphäre im Land zu spüren und 

obwohl ich aus einer sehr liberalen Familie 
komme, empfand ich als muslimische 
Frau die Gesellschaft um mich herum 

als wenig fortschrittlich. Der Hass gegen 
Muslime ist in Indien inzwischen weit ver-

breitet. Covid-19 hat es noch schlimmer 
gemacht, weil die Regierung behauptete, 
islamische Sekten hätten die Krankheit 

nach Indien gebracht. Deshalb ermutigten 
meine Eltern mich dazu, in Deutschland 
zu promovieren. Da ich in akademischen 

Fächern immer gut war, war dies für 
mich einfacher, als eine Vollzeitstelle 
in Deutschland zu bekommen. Ich bin 

einfach froh, in Berlin zu leben, wo mich 
niemand fragt, warum ich spät nach 

Hause komme, oder mir sagt, dass ich es 
als Muslimin nicht verdiene, in Indien zu 
leben. Ich möchte in einem Land leben, 

das mir Freiheit bietet, und nicht in einem 
solchen, zu dem Indien sich entwickelt.

Aus Dr. Dattas Forschung: Stimmen indischer Migrant*innen
INTERVIEW

Eine indische Perspektive  
auf Migration

Hochqualifizierte 
Fachkräfte zieht es 
nach Deutschland
Die indische Gemeinschaft ist in den letzten fünf 
Jahren in Deutschland erheblich sichtbarer gewor-
den und ihre Zahl wächst beständig weiter. Oft 
kommen indische Frauen allein in Deutschland 
an und widerlegen so den Mythos von Frauen, die 
den zuvor migrierten Männern folgen. Gründe 
für die steigende Zahl der Auswandernden sind 
zunehmende Arbeitslosigkeit, die Ungleichheit 
zwischen den Geschlechtern und gesellschaftliche 
Ächtung. Für diejenigen, die aus Indien auswan-
dern möchten, ist Deutschland eine gute Alterna-
tive zu den USA, Kanada und Australien.
	             Dieses Interview wurde im Rahmen der IMCB22 geführt.

Frau Dr. Datta, welches ist Ihr derzeitiges Forschungsgebiet?

Mein derzeitiges Projekt befasst sich mit Inhaberinnen und 
Inhabern der Blauen Karte, genauer gesagt mit den Zuge-
wanderten aus Indien, die die Blaue Karte besitzen, sowie 
mit indischen Studierenden in Deutschland. Ich untersu-
che den Diskurs über die Zukunft von Migrant*innen in der 
BRD. Seitdem die Blaue Karte von der Europäischen Union 
eingeführt wurde, sind Inder*innen in großer Zahl nach 
Deutschland gekommen. Ich betrachte insbesondere junge 
Menschen, die nach Deutschland kommen, weil sie hier für 
einen längeren Zeitraum leben, sich niederlassen oder von 
hier aus in einen anderen EU-Mitgliedstaat ziehen können.

Und was sind deren Gründe dafür, auszuwandern?

Zu den Hauptgründen gehören die Beschäftigungssituation 
in Indien sowie das Gesundheitssystem dort – beide bieten 
jungen Menschen keine rosigen Aussichten. Im Vergleich 
dazu ist die Beschäftigungslage in Deutschland beständig 

gut, und auch das deutsche Gesundheitssystem gilt als vor-
bildlich. Für Menschen, die sich eine nachhaltige und siche-
re Zukunft wünschen, sind Beschäftigung und Gesundheit 
wichtige Faktoren bei der Entscheidung dafür, in ein anderes 
Land zu ziehen.

Deutschland möchte die Zuwanderung von Fachkräften för-
dern und hat zu diesem Zweck das System der „Blauen Karte 
EU“ eingeführt, die den Rahmen für Beschäftigungsmöglich-
keiten ausländischer Fachkräfte absteckt. Für Deutschland, 
dessen Bevölkerung recht alt ist – das Durchschnittsalter 
liegt derzeit bei 42 Jahren –, ist dies eine Win-win-Situation. 
Die europäische Wirtschaft braucht junge Arbeitskräfte. 
Darüber hinaus bietet die Blaue Karte eine realistische Chan-
ce auf einen langfristigen Aufenthalt, wodurch Menschen, 
die sich für eine Auswanderung entscheiden, in Deutschland 
eine Heimat finden können – ganz anders als die „Gastarbei-
ter“ vor einigen Jahrzehnten.

Woran denken Sie in Bezug auf die 25. Internationale Metro-
polis-Konferenz in Berlin?

Ich war sehr aufgeregt, als die Veranstaltenden an mich her-
antraten, denn ich wollte unbedingt dabei sein. Deutschland 
befindet sich an einem sehr interessanten Wendepunkt, was 
die Migration betrifft.

Allem voran hat die Pandemie zwar mehrere bestehende Mi-
grationswege vorübergehend blockiert, aber auch neue eröff-
net. Wir alle spüren die Auswirkungen, die Chancen und eine 
Verschiebung der Prioritäten, auch auf persönlicher Ebene. 
Im Rahmen meines aktuellen Projekts konnte ich bereits be-
obachten, dass trotz der Pandemie die Zuwanderung aus In-
dien nach Deutschland nicht abgenommen, sondern dass sie 
im Gegenteil sogar neue Möglichkeiten für Migration eröff-
net hat. Dank der zunehmenden Popularität der Blauen Karte 

scheint die Sichtbarkeit von Inder*innen im öffentlichen Dis-
kurs in Deutschland stark zugenommen zu haben.

Ein zweiter Punkt, der meine Aussage untermauert, ist der 
Krieg in der Ukraine – auch deswegen findet das Thema Mi-
gration wieder Einzug in die politische Debatte im deutschen 
Alltag. Der Zeitpunkt für diese Konferenz ist so günstig! Nie-
mand wusste, dass all dies passieren würde, jedoch ist das 
Thema Migration für den öffentlichen Diskurs in Deutsch-
land noch wichtiger geworden. Ich finde, die Konferenz 
könnte zu keinem besseren Zeitpunkt stattfinden.

Was sollen die Menschen aus Ihrer Forschung und Ihrer Ar-
beit mitnehmen? Haben Sie eine Vision, wie sich alle Men-
schen auf der Welt einig sein könnten und es uns allen da-
durch besser ginge?

Ich würde mir wünschen, dass die Menschen sich bewusst 
machen, dass die Geschichte der Migration auf dem Diskurs 
des Kolonialismus aufgebaut ist. Die Geschichte der Zivilisa-
tion baut ebenso auf der Geschichte des Kolonialismus auf 
wie die Geschichte der Migration. Wir müssen diesen Bruch 
in der Weltordnung anerkennen und anfangen, dementspre-
chend zu handeln, anstatt zu überlegen, wer von uns besser 
als der andere ist.

Dr. Amrita Datta 
promovierte an der Jawaharlal Nehru University (JNU) in Neu-Delhi, 
Indien. Im Rahmen ihrer umfangreichen postdoktoralen Forschung 
zum Thema Migration, insbesondere zu indischen Gemeinschaften 
in Deutschland, ist Dr. Datta Teil der Vorarbeitsgruppe „Auswirkun-
gen von COVID-19 auf Migration und Mobilität“ der Internationalen 
Metropolis-Konferenz.

Anteil indischer  
Frauen, die nach 
Deutschland  
kommen

Gesamtzahl der  
indischen  
Zugewanderten in 
Deutschland über  
ein Jahrzehnt

27 %

38 %

Quelle: Datta, A.: Stories of Indian 
Immigrants in Germany : Why Move?. 
London 2023.

Indische Zugewanderte, die in das deutsche Sozi-
alversicherungssystem einzahlen (März 2021)

42,4 %

57,6 %

Angestellte Zugewanderte in Deutschland / 
Anteil der Zugewanderten mit Hochschulabschluss

Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft, IW-Report 1/2022.

2016 2020

4.800

15.100

Quelle: Institut der deutschen 
Wirtschaft, IW-Report 1/2022.

2010 2020
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ZAHLEN, DATEN, FAKTEN

Kann das Chaos im Reiseverkehr in Zukunft  
verhindert werden?

Die anhaltenden Auswirkungen 
der Covid-19-Pandemie auf die 
grenzüberschreitende Mobilität
Die Covid-19-Pandemie legte weltweit die Mobilität lahm, mit unermesslichen menschlichen und wirt-
schaftlichen Folgen. Zwei Jahre später öffnen nun viele Länder wieder vollständig ihre Grenzen, was 
widerspiegelt, wie sehr auch die Bevölkerung die Reisebeschränkungen leid ist. Sogar Taiwan als eines 
der letzten Länder, das auf die Null-Covid-Strategie setzte, hat die Visafreiheit wieder eingeführt und 
die Quarantänepflicht abgeschafft. Australien und Neuseeland sind völlig offen. Und viele Staaten – von 
Deutschland bis Kanada – haben die Covid-19-Grenzbeschränkungen vollständig aufgehoben. Doch auf 
globaler Ebene gab es während der Pandemie keine einheitlichen Verfahren hinsichtlich Grenzen und 
Mobilität, weshalb davon auszugehen ist, dass die Regierungen auf die nächste Gesundheitskrise ähnlich 
unkoordiniert, unvorbereitet und uneinheitlich reagieren werden.
										              Meghan Benton and Lawrence Huang

Anfang 2020 kamen der Reiseverkehr und die Migration in 
bisher unvorstellbarer Weise zum Erliegen, als die Regierun-
gen weltweit ihre Grenzen mit geringsten Vorbereitungen 
und ohne jegliche Abstimmung mit ihren Nachbarländern 
schlossen. Umfassende Reisebeschränkungen ließen Milli-
onen Menschen stranden und verursachten ein unsägliches 
Chaos. Als die Regierungen wieder vorsichtig die Grenzen 
öffneten, stellten sie weitreichende Gesundheitsanforderun-
gen an Reisende, die oft mit erheblichen Kosten verbunden 
waren – von Tests vor der Ausreise bis zur Quarantäne. Vor 
allem die Impfvorschriften schränkten die Bewegungsfrei-
heit von Staatsangehörigen des Globalen Südens ein, für die 
es nur begrenzt Zugang zu Impfstoffen gab, vor allem zur 
Einführung dieser. Weiter wurden Konsulate geschlossen 
und die Bearbeitung von Visa- und Asylanträgen kam zum 
Stillstand. Selbst jetzt haben sich viele Formen der Migra-
tion, wie die dauerhafte Arbeitsmigration, noch nicht nor-
malisiert. Die Bearbeitung von Einwanderungsanträgen 
verzögert sich gewaltig. Kurzum: Die grenzüberschreitende 
Mobilität während der Pandemie wurde kostspielig, riskant 
und ungleicher.

Da Pandemien angesichts Globalisierung, Migration und 
Klimawandel immer häufiger auftreten können, war es noch 
nie so wichtig wie heute, evidenzbasierte Instrumente für 
das Mobilitätsmanagement bei Gesundheitskrisen zu entwi-
ckeln – und aus Covid-19 Lehren zu ziehen. 

Was Pandemien uns über Grenzen gelehrt haben

Die Zahl der Reisemaßnahmen (Reiseverbote plus Einrei-
sebedingungen wie Tests und Quarantäne) stieg im Laufe 
des Jahres 2020 allmählich an und betrug Ende 2020 insge-
samt mehr als 100.000 Maßnahmen. Auch 2021 lag sie noch 
bei über 100.000 (s. Abb. 1). Dieser so noch nie dagewesene 
Einsatz von Grenzschutzmaßnahmen zur Sicherung der 
öffentlichen Gesundheit hatte weitreichende Folgen wie die 
Unterbindung der grenzüberschreitenden Mobilität und Mi-
gration. Fast drei Jahre später haben sich viele reguläre Mig-
rationsmuster noch nicht erholt, wobei die irregulären Mig-
rationsströme schnell wieder zunahmen. Der internationale 
Flugverkehr liegt nach wie vor deutlich unter dem Niveau 
von vor der Pandemie, und der internationale Tourismus lag 

Da Pandemien angesichts Globalisierung, Migration und Klimawandel immer häufiger auftreten 
können, war es noch nie so wichtig wie heute, evidenzbasierte Instrumente  für das Mobilitäts-
management bei Gesundheitskrisen zu entwickeln – und aus Covid-19 Lehren zu ziehen.
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Abb. 1: Anzahl der weltweit ergriffenen Reisemaßnahmen (Reisebeschränkungen sowie  
Gesundheitsmaßnahmen) und Ausnahmeregelungen, 03/2020–12/2021

Quellen: Autorenanalyse des IOM-
Datensatzes „IOM COVID-19 Mobility 
Tracking Database (Travel Restrictions 
and Exceptions to Travel Restrictions)“ 
(für weitere Informationen s. IOM: 
„Methodology for Monitoring Global 
Mobility Restrictions and Exceptions 
to Mobility Restrictions: IOM COVID-19 
Mobility Tracking Database, Phase 4“, 
aktualisiert im Nov. 2021); Our World 
in Data: „Coronavirus Pandemic 
(COVID-19)“, University of Oxford. https://
ourworldindata.org/coronavirus 
[Zugriff am 10.01.2022]. 
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Die wissenschaftlichen Erkenntnisse aus der Zeit vor Covid-19 
über Gesundheitskrisen – von MERS bis Ebola – zeigten, dass 
strenge Reisemaßnahmen keine wirksamen und angemessenen 
politischen Reaktionen darstellen. Die Empfehlungen der WHO in 
den ersten Monaten der Pandemie, keine Grenzbeschränkungen 
einzuführen, spiegelten diesen Konsens wider. 

Der hohe Anteil asymptomatischer Übertragungen und die kurze 
Inkubationszeit bedeuteten, dass frühzeitige, strikte Grenz-
schließungen die Ausbreitung des Virus vorübergehend brem-
sen konnten. Frühzeitige Grenzschließungen verringerten die 
anfängliche Höchstrate bei den Covid-19-Todesfällen, zumindest 
in einigen Ländern. Aber nicht alle Länder waren gleichermaßen 
in der Lage, ihre Grenzen zu schließen – einige haben durchlässige 
Landesgrenzen, während andere Inseln sind. Sobald das Virus 
in der Bevölkerung weit verbreitet war, waren strenge nationale 
Maßnahmen erforderlich, um die Fallzahlen und die Anzahl der 
Todesfälle zu verringern. 

Andere Reisemaßnahmen hatten unterschiedliche Auswirkungen 
auf die Übertragung. Die strengsten Quarantänemaßnahmen wa-
ren wirksam (d. h. in medizinischen Einrichtungen und über lange 
Zeiträume), aber sie waren auch kostspielig, für Regierungen und 
Reisende gleichermaßen. Viele Länder experimentierten deshalb 
mit kürzeren Quarantänezeiten und Testungen für das Entlassen 
aus der Quarantäne – mit unterschiedlichen Ergebnissen. Testun-
gen und Gesundheitsuntersuchungen könnten das Einschleppen 
von Covid-19-Fällen vermindert haben, doch gibt es nur wenige 
Beweise aus der Praxis. Angesichts der Prävalenz der asympto-
matischen Übertragung erforderten die wirksamsten Maßnahmen 
PCR-Tests (anstelle von Antigentests) mit kurzen Gültigkeitszeit-
räumen (24 Stunden vor der Abreise anstatt mehrerer Tage). 

Die Forschung zu den Erkenntnissen über die Reisemaßnahmen 
bei der Covid-19-Pandemie ist noch nicht abgeschlossen. Die 
meisten Erkenntnisse beruhen bisher eher auf Modellierungen 
als auf Beobachtungsdaten, und da sich die Merkmale des Virus 
mit jeder Variante änderten, änderten sich auch die Erkenntnisse. 
Die verfügbaren Daten untergraben jedoch den vor der Pande-
mie herrschenden Konsens gegenüber Reisemaßnahmen und 
weisen auf die Notwendigkeit neuer Grundsätze für eine zeitlich 
begrenzte und verhältnismäßige, aber frühzeitige und strenge 
Umsetzung von Reisemaßnahmen als Reaktion auf die nächste 
Gesundheitskrise hin.

PANDEMIEN UND GRENZEN2020 in der ersten Jahreshälfte bei etwa 50 % des Niveaus von 
2019. Während viele Zielländer Ausnahmeregelungen erlas-
sen haben, um Arbeitsmigrant*innen und internationalen 
Studierenden die Einreise trotz Reisebeschränkungen zu 
ermöglichen, schaffen es viele andere Länder wie Australien 
und Deutschland nun nicht, die Rückstände bei der Visums-
erteilung schnell genug aufzuholen, um dem zunehmenden 
Arbeitskräftemangel entgegenzuwirken.

Ob dieser Schock für das globale Mobilitätssystem gerecht-
fertigt war, lässt sich schwer beantworten. Die Reisemaßnah-
men konnten Covid-19 nicht aussperren. Als 
die meisten Länder die Grenzen schlossen, 
war das Virus bereits dort – eine Geschichte, 
die sich stets wiederholte, sobald eine neue 
Variante auftauchte. Die Reisemaßnahmen 
waren jedoch ein wichtiges Instrument zur 
Eindämmung des Virus. Frühzeitige Grenz-
schließungen gaben den Ländern Zeit, ihre 
Gesundheitssysteme vorzubereiten, Ge-
sundheitsmaßnahmen zu entwickeln und 
Daten zu sammeln. Außerdem waren sie 
wirksam, wenn sie mit inländischen Maß-
nahmen wie der Rückverfolgung von Kon-
takten, striktem Social Distancing und häuslicher Quarantä-
ne kombiniert wurden. 

Die Maßnahmen der nationalen Regierungen standen im Wi-
derspruch zu den Empfehlungen der WHO, die vor Grenz-
schließungen und Reisebeschränkungen als Instrument des 
öffentlichen Gesundheitsmanagements warnte. Inzwischen 
hat sie jedoch ihre Haltung als Reaktion auf die Erkenntnisse 
über die Covid-19-Pandemie geändert (s. Infokasten). 

Im Laufe der Zeit nahm der Nutzen von Grenzmaßnahmen ab, 
vor allem in Ländern, in denen die Übertragungsrate sehr hoch 
war. Die meisten Staaten schafften pauschale Beschränkungen 
zugunsten von auf die Passagiere individuell zugeschnittenen 
Gesundheitsanforderungen ab, doch viele unlogische oder in-
konsistente Vorschriften erwiesen sich als hartnäckig. Vor 
allem die Länder, die die Reisebeschränkungen am effektivs-
ten zur Ausrottung des Virus einsetzten, sahen sich mit gro-
ßen Herausforderungen konfrontiert, als sie den Reiseverkehr 
wieder ermöglichten und zu einem Konzept der Eindämmung 
des Virus übergingen. Denn wo die Bevölkerung an eine Null-
Covid-Strategie gewöhnt war, herrschte wenig Toleranz hin-
sichtlich steigender Fallzahlen. Mit Fortschreiten der Pandemie 
wurden auch immer mehr Ausnahmeregelungen eingeführt, 
sodass die eigenen Staatsangehörigen, Geschäftsreisende, Stu-
dierende, Kinder und andere mit weniger Einschränkungen 

reisen konnten. Die Umstellung auf spezifische Gesundheits-
anforderungen ermöglichte zwar die Wiederaufnahme einiger 
Formen regulärer Mobilität und Migration im Jahr 2021, doch 
ihre Komplexität und ihr beschwerlicher Charakter legten den 
Grundstein für ein Zweiklassensystem: Reisende gegenüber 
Nichtreisenden.

Vor allem aber führte mangelnde internationale Koordinati-
on zu einem unübersichtlichen und schwer vorhersehbaren 
Geflecht von Beschränkungen. Die Regeln widersprachen 
sich oft auf den beiden Seiten einer Grenze, sodass Menschen 

zwar in die eine Richtung reisen konnten, 
nicht aber in die andere (bspw. wurde Kana-
da im August 2021 für US-Reisende geöff-
net, die USA jedoch erst im November 2021). 
Zudem war man auf Reisen der ständigen 
Gefahr ausgesetzt, dass neue Varianten auf-
tauchen und spontane Reisebeschränkun-
gen auslösen könnten. So strandeten etwa 
Australier*innen und Europäer*innen 
nach dem Auftauchen von Omikron im 
südlichen Afrika. Das sich ständig ändern-
de, undurchsichtige Regelwerk führte zu ei-
nem dauerhaften Abschreckungseffekt, der 

eine Rückkehr zur Mobilität wie vor der Pandemie verhinder-
te – selbst nachdem die meisten Beschränkungen aufgeho-
ben wurden. 

Grenzen und Gesundheitssicherung in Zukunft

All dies deutet darauf hin, dass beim nächsten Mal eine 
stärkere globale Koordinierung erforderlich ist, damit 
wichtige Formen der Bewegungsfreiheit aufrechterhalten 
werden (inkl. der Reisemöglichkeiten von Arbeitskräften, 
Staatsangehörigen und Einwohner*innen oder der Neuan-
siedlung von Geflüchteten) und schneller wieder zur Nor-
malität zurückgekehrt wird. 

Eine Überarbeitung der Internationalen Gesundheitsvor-
schriften ist ebenso wie die Entwicklung eines Abkommens 
zur Pandemievorsorge in Arbeit. Internationale Prozesse 
brauchen jedoch Zeit und die Mobilität hat im Vergleich zu 
anderen dringenden Reformen der globalen Gesundheitsar-
chitektur eine geringe Priorität. 

Es besteht jedoch zunehmend Einigkeit darüber, dass die 
Länder beim Ausbruch der nächsten globalen Gesundheits-
krise so schnell wie möglich zu einer gezielten, präzisen Re-
aktion übergehen müssen. Und die soll auf einer ausgefeilten 

Datenerfassung und -weitergabe, einer raschen Entwicklung 
von Therapien und Impfstoffen sowie auf (geo-)politischen 
Anreizen für Regierungen, Ausbrüche frühzeitig zu melden, 
beruhen. Wenn man den nächsten länderübergreifenden 
Ausbruch einer Krankheit so angeht, als wäre es ein neues 
Covid, könnte dies schlimme Folgen haben, da der nächste 
unbekannte Erreger wahrscheinlich nicht dieselben Merk-
male aufweist. Einige der Infrastrukturen einschließlich di-
gitaler Gesundheitsausweise, die für die Covid-19-Pandemie 
entwickelt wurden, könnten jedoch ohne Weiteres reakti-
viert werden. Zudem haben einige Länder ihre physische In-
frastruktur ausgebaut, etwa mit Quarantäneeinrichtungen, 
die im Falle eines Ausbruchs genutzt werden können, oder 
mit pandemiesicheren Flughäfen.

Die Vorbereitung der globalen Mobilitätsarchitektur auf 
die nächste Pandemie erfordert eine Einigung auf gemein-
same Grundsätze. Die Länder werden keine verbindlichen, 
miteinander harmonisierenden Vereinbarungen darüber 
treffen, wie und wann sie Reisemaßnahmen anwenden, aber 
sie könnten sich auf vier Grundprinzipien einigen, um ihre 
Entscheidungsfindung zu koordinieren: Erstens sollten die 
Reisemaßnahmen klar  sein, d. h. gut kommuniziert werden, 
vorhersehbar sein und auf eindeutigen Maßstäben beruhen. 
Zweitens sollten sie gerecht sein und vulnerable Gruppen 
nicht übermäßig belasten oder von der Einreise ausschlie-
ßen. Drittens sollten sie gestrafft oder sparsam und für kur-
ze Zeiträume eingesetzt sowie automatisch aufgehoben wer-
den, wenn kein zwingender Grund für eine Verlängerung 
vorliegt. Und viertens sollten sie zukunftsorientiert sein 
und Systeme und Infrastrukturen aufbauen, die die Grund-
lage für die Bewältigung künftiger Covid-19-Varianten und 
letztlich der nächsten Pandemie bilden.

Mangelnde interna-
tionale Koordination 
führte zu einem un-
übersichtlichen und 
schwer vorherseh-
baren Geflecht von 

Beschränkungen.

Quellen:
Benton, M. / Huang, L., et al. (2022): COVID-19 and the State of Global Mobility in 2021. 
Hrsg. von Migration Policy Institute (MPI) und Internationale Organisation für Migration 
(IOM). Washington, D. C. / Genf. 2022.

Jabłońska, K., et al. M. (2021): Factors Influencing the COVID-19 Daily Deaths’ Peak across 
European Countries. In: Public Health. H. 194. S. 135–142. 

Yang, B., et al. (2022): Effectiveness of International Travel Controls for Delaying Local 
Outbreaks of COVID-19. In: Emergency Infectious Diseases. H. 28/1. S. 251–253. 

Burns, J., et al. (2021): International Travel-Related Control Measures to Contain the 
COVID-19 Pandemic: A Rapid Review. In: Cochrane Database of Systematic Reviews 3.
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und Beschleunigung: Durch elektroni-
sche Anträge können Bearbeitungszeiten 
verkürzt werden, weil Daten nicht hän-
disch eingetragen werden müssen, son-
dern direkt in die entsprechenden Syste-
me übernommen werden können. Wenn 
ich dafür nicht aufs Amt muss, sondern 
den Antrag von zu Hause aus online ein-
reichen kann, entfällt zudem die War-
tezeit auf einen Termin. Das gilt sowohl 
für Verfahren wie etwa zur Anmeldung 
eines Autos als auch für spezifisch mig-
rationsbezogene Verfahren wie bei der 
Anmeldung zu einem Sprachkurs.

Prof. Dr. Hannes Schammann: Al-
lerdings sind bei ausländerrechtlichen 
und gerade bei fluchtbezogenen Ab-
läufen der Datenschutz und auch die 
Datensicherheit ein sehr wichtiges Kri-
terium. Beispielsweise müssen Daten 
von Personen, die vor staatlicher Ver-

Wie würden Sie den aktuellen Stand 
der Digitalisierung in der Migrations-
politik beschreiben?

Dr. Danielle Gluns: Das variiert sehr 
stark, je nachdem, auf welchen Bereich 
man schaut. Wenn man zum Beispiel 
die Kontrolle der Außengrenzen der EU 
betrachtet, wird deutlich, dass digitale 
Technologien hier längst eine zentrale 
Rolle spielen: Pässe werden gescannt, 

Fingerabdrücke und Fotos digital ge-
prüft und Datenbanken konsultiert, um 
die Identität und den Status einer Person 
zu überprüfen. Im Gegensatz dazu sind 
weite Bereiche, zum Beispiel der kommu-
nalen Migrationsarbeit, weiterhin von 
analogen Abläufen geprägt, wie wir im 
Projekt „Hand in Hand? Chancen und 
Risiken des Datenmanagements in der 
lokalen Integrationsarbeit“ gezeigt ha-
ben (s. Kasten): Ich muss persönlich bei 

der Ausländerbehörde erscheinen und 
Anträge auf Papier ausfüllen, um etwa 
meinen Aufenthaltsstatus zu verlängern. 

Wäre eine verstärkte Digitalisierung in 
diesem Bereich denn wünschenswert? 

Gluns: Hier kommen wir zu den Chan-
cen und Risiken der Digitalisierung. 
Denn elektronische bzw. digitale Ver-
fahren versprechen eine Vereinfachung 

folgung fliehen, vor diesem Staat be-
sonders geschützt werden. Das schließt 
eine elektronische Datenverarbeitung 
natürlich nicht aus, spricht aber etwa 
gegen eine Zusammenführung aller re-
levanten Daten zu einer Person in einer 
einzigen Datenbank wie dem Auslän-
derzentralregister. 1

Gluns: Wenn der Datenschutz und 
die Datensicherheit aber gewährleistet 
sind, können aus unserer Sicht digitale 
Technologien durchaus einen Vorteil 
für Migrant*innen und Geflüchtete 
bieten. Ein Beispiel sind unterschied-
liche Projekte weltweit, die Algorith-
men zur besseren Verteilung Geflüch-
teter auf Kommunen entwickeln. In 
Deutschland sind wir mit dem Projekt 
Match’In unterwegs, das wir gemein-
sam mit vier Bundesländern und Prof. 
Dr. Petra Bendel und ihrem Team von 
der Friedrich-Alexander-Universität  
Erlangen-Nürnberg sowie der Arbeits-
gruppe Software Systems Engineering 
der Universität Hildesheim durchfüh-
ren (s. Kasten). Mit unserer Software 
sollen die Voraussetzungen und Bedarfe 
der Geflüchteten sowie die Infrastruk-
tur und die Lebensbedingungen in den 
Kommunen stärker berücksichtigt wer-
den als bei der aktuellen Verteilung, die 
vorwiegend auf Quoten basiert. 

Welche Vorteile würde eine solche algo-
rithmengestützte Verteilung bringen? 

Gluns: Wir versprechen uns von der 
Berücksichtigung der Kriterien vor 
allem eine Verbesserung der Teilhabe-
chancen, da die Menschen an ihren 

INTERVIEW

Migrationspolitik 2.0?

Chancen und Risiken der Digitalisierung 
in der Migrationspolitik
Die Digitalisierung ist nicht erst seit der Corona-Pandemie in aller Munde und digitale Technologien 
halten Einzug in alle Lebensbereiche, im Privat- wie auch im Arbeitsleben. Das ist in der Migrations- 
und Integrationspolitik nicht anders: Längst werden auch hier Daten digital verarbeitet sowie compu-
terbasierte Systeme genutzt, um Abläufe zu vereinfachen und zu beschleunigen. Gleichzeitig birgt die 
Digitalisierung auch Risiken, sowohl in Bezug auf den Datenschutz als auch im Hinblick auf mögliche 
Diskriminierung durch die Algorithmen. Die Chancen und Risiken haben uns Prof. Dr. Hannes  
Schammann und Dr. Danielle Gluns anhand zweier Forschungsprojekte im Bereich der Migrations-
politik erläutert. 
									              Prof. Dr. Hannes Schammann, Dr. Danielle Gluns

 
Das Projekt Match’In wird von der 
Universität Hildesheim gemeinsam 
mit der Universität Erlangen-Nürnberg 
sowie vier Bundesländern (Hessen, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz) umgesetzt und von der 
Stiftung Mercator gefördert. 

Zusammen entwickeln die Partner einen 
Algorithmus, der an der Verteilung von 
Geflüchteten von den Bundesländern auf 
die Kommunen ansetzt. Diese Zuwei-
sungsentscheidung wird derzeit v. a. auf 
Basis von Quoten und engen familiären 
Beziehungen getroffen. Weitere Aspekte 
werden nicht systematisch berücksichtigt. 

Im Rahmen des zu entwickelnden 
Matching-Verfahrens sollen hingegen die 
individuellen Bedingungen der Schutz-
suchenden (z. B. berufliche Erfahrungen 
oder gesundheitliche Bedarfe) und ihre 
Vorlieben (z. B. in Bezug auf Freizeitak-
tivitäten) sowie die Bedingungen in den 
Kommunen (bspw. die lokale Ausstat-
tung mit Bildungseinrichtungen, die 
Strukturen des Arbeits- und Wohnungs-
markts sowie das Vorhandensein von 
Unterstützungsstrukturen) berücksich-
tigt werden. 

www.matchin-projekt.de 

PROJEKT „MATCH’IN“
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Die Digitalisierung in der Mig-
rationspolitik ist sehr unter-
schiedlich – von der hochtech-
nisierten Grenzkontrolle bis 
zum papierbasierten Verfahren 
lokaler Behörden.

Match’In – Pilotprojekt zur Verteilung von Schutzsuchenden

Gesundheitsversorgung

Bildungsangebote

Arbeitsmarkt

Mobilität

Wohnungsangebot

Freizeitangebote

Weitere Informationen

Kommunen
Familienstand

Beruf

Weitere Kriterien

Datenerhebung in den 
Bundesländern

Gesundheit

Hobbys

Schutzsuchende

Matching- 
Software

Verteilungsvorschlag: 
Priorität 1: Kommune A
Priorität 2: Kommune B
Priorität 3: Kommune C
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Wohnorten dann (hoffentlich) die Be-
dingungen vorfinden, die sie für ein 
selbstbestimmtes Leben benötigen und 
die ihren Vorlieben entsprechen. Wenn 
das gelingt, profitieren neben den Ge-
flüchteten selbst auch die Kommunen, 
da sich ihre Investitionen in Integrati-
on „lohnen“ und sie Neubürger*innen 
gewinnen, die einen aktiven Beitrag 
zur lokalen Entwicklung leisten. 

Schammann: In unserer Forschung 
haben wir zum Beispiel gesehen, dass 
es oft nicht sinnvoll ist, junge, alleinste-
hende Menschen mit hohen Bildungs-
ambitionen oder dem starken Wunsch 
nach Arbeitsmarktteilhabe Kommu-
nen zuzuweisen, die diese Wünsche 
nicht erfüllen können. Für Menschen 
in einer anderen Lebenssituation, etwa 
Familien mit kleinen Kindern, können 
diese Kommunen aber gut geeignet 
sein, weil sie beispielsweise über ausrei-
chend Kita-Plätze und genug Freizeit-
angebote für Kinder verfügen. 2

Gluns: Ob das gelingt, können wir aber 
erst nach unserem Projekt sagen. Der-
zeit entwickeln wir mit unseren Pro-
jektpartnern den Algorithmus, den wir 
anschließend in vier Bundesländern 
pilotieren werden. Diese Pilotierung 
wird von uns wissenschaftlich beglei-
tet. Dadurch wollen wir einerseits den 
Algorithmus noch während der Pilo-
tierung laufend verbessern und ande-
rerseits Daten sammeln, um am Ende 
sagen zu können, ob sich diese Hoff-
nungen erfüllen und die algorithmen-
basierte Verteilung tatsächlich Verbes-
serungen bewirkt. 

Und welche Risiken sind mit dem Vor-
gehen verbunden? 

Schammann: Das größte Risiko wäre 
natürlich, dass wir mit dem Algorith-
mus nicht nur keine Verbesserungen 
bewirken, sondern dass er sogar Men-
schen schadet oder dass er für einzelne 
Personengruppen eine diskriminie-
rende Wirkung hat. Dem beugen wir 
im Projekt aber mit vier verschiedenen 
Maßnahmen vor.

Gluns: Erstens entscheidet nicht der 
Algorithmus, sondern immer ein 
Mensch. Der Algorithmus zeigt nur 
an, welche unserer Pilotkommunen 
wie gut zu einer Person passt und auf-
grund welcher Merkmale dieses Ergeb-

nis zustande gekommen ist (s. Grafik). 
Die Zuweisung selbst trifft aber Perso-
nal, das auch ergänzende Informatio-
nen hinzuziehen kann. Zweitens wird 
der Algorithmus in einem partizipati-
ven Prozess entwickelt, an dem neben 
den Projektpartnern auch Geflüch-
tete selbst, die Zivilgesellschaft sowie 
Expert*innen für unterschiedliche 
Themen mitwirken. Drittens werden 
Daten wie etwa zum Herkunftsland 
oder Aufenthaltsstatus nicht erhoben. 
Und viertens haben wir verschiede-
ne Vorkehrungen getroffen, um den 
Datenschutz sicherzustellen, darunter 
eine Pseudonymisierung der Daten für 
das eigentliche Matching. 

Wir danken Ihnen für das Gespräch. 

 
Das Projekt „Hand in Hand? Chancen und 
Risiken des Datenmanagements in der 
lokalen Integrationsarbeit“ wurde von 
November 2020 bis März 2022 von der 
Bundesregierung über die Beauftragte der 
Bundesregierung für Migration, Flüchtlin-
ge und Integration gefördert und von der 
Uni Hildesheim sowie der Robert Bosch 
Stiftung umgesetzt. 

Ziel des Projekts war es, einen Einblick 
in die kommunale Praxis des Datenma-
nagements zu geben sowie Herausfor-
derungen und Lösungsmöglichkeiten zu 
identifizieren. 

In der abschließenden Studie „Vernetzte 
Daten, vernetzte Behörden? Datenma-
nagement, Datenschutz und Koopera-
tion in der lokalen Integrationsarbeit“ 
(https://www.bosch-stiftung.de/de/
publikation/vernetzte-daten- 
vernetzte-behoerden) konnten Schnitt-
stellen ermittelt werden, an denen ein 
verknüpftes Datenmanagement Erleich-
terungen für Zugewanderte und Behör-
den gleichermaßen schaffen könnte. 

Die Studie hebt zugleich die Datenschutz-
rechte und Interessen der Zugewanderten 
hervor, die bestimmten Formen des 
Datenaustauschs entgegenstehen und 
die – mit Blick auf die gängige Praxis – 
gestärkt werden sollten. 

PROJEKT „HAND IN HAND?“

Hannes Schammann   
ist Professor für Politikwissenschaft 
mit dem Schwerpunkt Migrationspoli-
tik an der Universität Hildesheim und 
leitet dort die Migration Policy Research 
Group (MPRG). Von 2014 bis 2018 war er 
Juniorprofessor in Hildesheim und arbei-
tete davor sechs Jahre in der migrations- 
und integrationspolitischen Praxis. 

Danielle Gluns 
ist Leiterin der Forschungs- und 
Transferstelle Migrationspolitik an der 
Universität Hildesheim. Sie beschäftigt 
sich mit Fragestellungen zur Migra-
tions-, Asyl- und Integrationspolitik  
im deutschen und europäischen  
Mehrebenensystem.

Quellen: 
1	 Nähere Informationen hierzu finden Sie in der 

Studie „Vernetzte Daten, vernetzte Behörden? 
Datenmanagement, Datenschutz und Kooperation in 
der lokalen Integrationsarbeit“.  
https://www.bosch-stiftung.de/de/publikation/
vernetzte-daten-vernetzte-behoerden 

2	 Siehe Mehl, P., et al. (Hrsg.): Geflüchtete in ländlichen 
Regionen Deutschlands. Wiesbaden 2023.   
https://link.springer.com/book/9783658366889 

Menschen müssen an den Orten 
leben können, an denen sie ihre 
Ziele verfolgen können – sonst 
wandern sie ab. Das gilt auch 
für Geflüchtete. 

„Durch die Auto-
matisierung fallen 

Routinearbeiten weg, 
viele davon werden 

derzeit von Migrierten 
ausgeführt.“

„Chips und Halblei-
ter bringen das digita-
le Zeitalter voran, doch 
qualifizierte Fachkräfte 

fehlen.“

„Für die  
Personalauswahl  

werden Mikro- 
qualifikationen  

zunehmend wichtiger  
als formale  

Abschlüsse.“

Neue Technologien und die  
Zukunft der Arbeit

Stimmen von der IMCB22

„Ethnizität und 
Geschlecht werden 

auf der Designebene 
der Algorithmen 

interpretiert.“

„Fortbildungstrends 
sind ‚Learning-on- 

Demand‘, ‚Just-in-time-
Learning‘ und ‚Just-
enough-Learning‘.“
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„Wird Remote 
Work eine Alter-

native zu Arbeits-
migration?“
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Herr Dr. Schmeichel, Sie sind seit Mit-
te 2021 Chief Future of Work Officer bei 
SAP. Wie kam es zur Einrichtung Ihrer in 
deutschen DAX-Konzernen noch seltenen 
„Future of Work“-Abteilung und welche 
Ziele verfolgen Sie?

Die Transformation der Arbeitswelt 
und der Wettbewerb um die besten Ta-
lente sind auch bei SAP Schlüsselthe-
men. Um die Zukunft der Arbeit für 
unsere mehr als 110.000 Mitarbeitenden 
weltweit proaktiv zu gestalten, haben 
wir diesen neuen Bereich eingerichtet 
und arbeiten an der Implementierung 
einer ganzheitlichen Future-of-Work- 
Agenda. Dabei legen wir den Fokus 
auf die Planung der zukünftigen SAP- 
Belegschaft, die Weiterentwicklung un-
serer Employee Experience – bspw. durch 
flexiblere Arbeitsmodelle – sowie die 
Zukunft unserer eigenen HR-Funktion. 

entwickeln und welche Rolle können 
neue Technologien hierbei spielen?

Während SAP bereits vor der Pande-
mie ein ortsunabhängiges Arbeitsmo-
dell gefördert und die Belegschaft da-
her schon mit Technologie unterstützt 
hat, die es ihnen ermöglicht, an jedem 
Ort und zu jeder Zeit zu arbeiten, sehen 
wir bei unseren Mitarbeitenden ein zu-
nehmendes Interesse an Mobilität bei 
der Arbeit. Laut einer Befragung 2021 
über die Arbeitsweise nach der Pande-
mie wünscht sich die große Mehrheit 
auch zukünftig die bereits gebotene 
Flexibilität, unter Berücksichtigung 
der Geschäftsanforderungen selbst 
entscheiden zu können, wann, wo und 
wie sie am besten arbeitet. Deshalb ha-
ben wir mit „Pledge to Flex“ bei SAP 
ein globales Versprechen für flexibles 
und hybrides Arbeiten auf den Weg 
gebracht. Damit mehr Mitarbeitende 
grenzübergreifend aus anderen EU-
Ländern arbeiten können, wurde ein 
standardisierter Prozess im Rahmen 
der legalen Richtlinien etabliert. Mit-
tels unserer neuen SAP-FlexConnect-
App können sie ihren Alltag im „New 
Normal“ noch besser gestalten, indem 
sie Zeiten sowie die Zusammenarbeit 
mit Kolleginnen und Kollegen im Büro 
möglichst einfach und effizient techno-
logiegestützt planen.

Im Diskurs über globale Mobilität wird 
oft zwischen hochmobilen Expats, 
Migrant*innen und Geflüchteten unter-
schieden. Letztere sind in vielen Ländern 
oft auf informelle, prekäre Beschäftigung 
angewiesen. Können neue Technologien 
dazu beitragen, mehr Menschen einen 
gleichberechtigten Zugang zu guter und 
erfüllender Arbeit zu verschaffen?

Neue Technologien können generell 
positiver Treiber für soziale Verände-
rungen und Arbeitsmarktintegration 
sein. Sie spielen eine unterstützende 
Rolle bei der Bereitstellung von flä-

Aber auch modernes Gesundheitsma- 
nagement und insbesondere das Thema 
psychische Gesundheit sind wichtige 
Bestandteile der Arbeit des Future-of- 
Work-Teams. 

Welche Relevanz haben die internatio-
nale Migration und die grenzüberschrei-
tende Mobilität von Personen für SAP?

Die internationale Migration und Mo-
bilität von Mitarbeitenden ist für SAP 
sowohl als Arbeitgeber als auch als 
Anbieter von cloudbasierter Personal-
management-Software ein wichtiges 
Thema. Bei SAP werden Diversity und 
Inklusion als strategische Pfeiler ange-
sehen, sie sind von zentraler Bedeutung 
für den gemeinsamen Erfolg. Als glo-
bales Unternehmen mit Mitarbeiten-
den aus über 150 Ländern wissen wir, 
dass eine vielfältige Belegschaft mit 

unterschiedlichen Perspektiven Inno-
vation und Produktivität fördert und 
uns ermöglicht, unsere Kunden best-
möglich zu bedienen. So ist es zum Bei-
spiel kein Zufall, dass bei unserem jähr-
lichen Innovationspreis, dem Hasso 
Plattner Founders’ Award, regelmäßig 
diverse globale Teams ausgezeichnet 
werden. Darüber hinaus unterstützen 
wir mit unserer Personalsoftware auch 
unsere Kunden dabei, ihre Talente glo-
bal zu managen und Mobilität im Un-
ternehmen über Landesgrenzen hinweg 
zu fördern.

Sie haben auf der International Met-
ropolis Conference Berlin beim Plenum 
„New Technologies Shaping Working 
Lives and the Future of Migration“ ge-
sprochen. Wie wird sich Ihrer Einschät-
zung nach die Zukunft der Mobilität 
von Menschen durch Arbeit weltweit 

chendeckendem und niedrigschwelli-
gem Zugang zu Wissen und Bildung. 
Ein wirklich gleichberechtigter Zu-
gang zu guter und erfüllender Arbeit 
ist aber nur mit einem ganzheitlichen 
Entwicklungs- und Integrationsansatz 
möglich, bei dem Staat und Wirtschaft 
eng zusammenarbeiten. Bei SAP gibt es 
aktuell ein Training-and-Employment-
Programm für Geflüchtete aus der Uk-
raine, damit sie sich gezielt auf Jobs bei 
uns bewerben können. Nach der Ein-
stellung bieten wir ein spezielles On-
boarding-Programm an, einschließ-
lich Buddy-Unterstützung, Lern- und 
Sprachkursen, Gesundheitsmanage-
ment oder Kinderbetreuung (in aus-
gewählten Ländern). Darüber hinaus 
haben wir sehr gute Erfahrungen mit 
Mentorenprogrammen wie „AFRIKA 
KOMMT!“, ein im Jahr 2008 in Zu-
sammenarbeit mit der GIZ gegrün-
detes Programm für Nachwuchsfüh-
rungskräfte aus afrikanischen Staaten. 

Sie bezeichnen sich selbst als Welt-
bürger und leben aktuell in Deutsch-
land. Auch die Belegschaft von SAP 
ist sicherlich hochmobil, und einige 
Kolleg*innen haben Deutschland als 
Arbeitsort kennengelernt. Was sind 
Ihrer Erfahrung nach die Stärken 
Deutschlands als Einwanderungsland 
für Fach- und Arbeitskräfte?

Deutschland genießt international 
einen exzellenten Ruf als innova-

tive Wirtschaftsnation. Auch in Ge-
sprächen mit SAP-Kolleginnen und  
-Kollegen aus unseren anderen großen 
Standorten wie Indien oder den USA 
werden oft die guten Arbeitsbedin-
gungen, die Infrastruktur und die re-
lativ moderaten Lebenskosten genannt. 
Ausländische IT-Profis müssen un-
kompliziert für den Arbeitsmarkt ge-
wonnen und integriert werden können. 
Dafür sind zentrale Anlaufstellen und 
international funktionierende Talent-
Plattformen wichtig, die Unterneh-
men unterstützen. Vor allem aber gilt 
es, die Attraktivität des Digitalstand-
orts Deutschland weiter auszubauen, 
damit sich internationale Fach- und 
Führungskräfte für uns entscheiden. 
Um das zu erreichen, müssen wir die 
digitale Infrastruktur verbessern und 
bürokratische Hürden weiter abbauen. 
Dann haben wir alle Voraussetzun-
gen, um auch zukünftig ein attrakti-
ves Einwanderungsland zu sein – mit 
spannenden Arbeitsmöglichkeiten bei 
innovativen Unternehmen wie SAP.

PRAXIS

Fit für die Zukunft der Arbeit

Flexibilität gehört zu einer modernen 
Arbeitswelt einfach dazu
Die Welt verändert sich mit atemberaubender Geschwindigkeit und beeinflusst, wie wir künftig leben 
und arbeiten werden. In Zukunft wird es in der Arbeitswelt flexibler, schneller und anspruchsvoller 
zugehen als heute. Dr. Christian Schmeichel, Chief Future of Work Officer bei SAP, über Wege, diese 
Veränderungen mit Flexibilität, Empowerment und neuen Technologien bestmöglich zu gestalten.
											                   Dr. Christian Schmeichel
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Dr. Christian Schmeichel    
ist Senior Vice President und Chief  
Future of Work Officer bei SAP. Mit  
seinem Team kümmert sich der Top-
manager beim Walldorfer Softwarekon-
zern darum, wie die 110.000 Mitarbei-
tenden weltweit in Zukunft arbeiten.

Ergebnis Pulse Survey 2021
Quelle: SAP Investor – Jahresausgabe 2022.

der Mitarbeitenden 
planen, die vorhande-
ne Arbeitsflexibilität 
weiter zu nutzen

ziehen es vor,  
ausschließlich mobil  
zu arbeiten

haben vor, ein oder zwei 
Tage pro Woche im Büro  
zu arbeiten

planen, volle fünf 
Tage pro Woche im 
Büro zu arbeiten

94 % 16 %

49 % 6 %
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INTERVIEW

Migration, Umwelt und wirtschaftliche Probleme vernetzt denken

Das Zusammenspiel von Klimakrise, 
Migration und Resilienz	   
							                                       Dieses Interview wurde im Rahmen der IMCB22 geführt.

Prof. Dr. Wiwandari Handayani, wir hatten das Vergnügen, 
Sie im Rahmen des Pre-Conference-Prozesses als Referentin 
in einem Webinar über Infrastruktur und Klimawandel ken-
nenzulernen. Können Sie uns mehr über Ihr Forschungsgebiet 
erzählen?

Im Mittelpunkt meiner Arbeit steht die Resilienz, das heißt 
die Resilienz von Städten, die Resilienz gegenüber Katastro-
phen und gegenüber dem Klima. Der Großteil meiner Arbeit 
und Forschung bezieht sich bisher auf den Klimawandel und 
die Resilienz, weniger auf die Rolle der Migration. Doch sie 
wird immer relevanter, da Migration und Klimawandel eng 
miteinander verwoben sind. In Entwicklungsländern wie 
Indonesien wird Migration überwiegend im Zusammen-
hang mit der wirtschaftlichen Lage betrachtet, umweltbezo-
gene Gründe finden nicht unbedingt Beachtung. Sie werden 
jedoch in Zukunft eine größere Rolle spielen – deshalb bin 
ich sehr an der Internationalen Metropolis Konferenz in 
Berlin interessiert. Immer mehr Menschen verlassen ihre 
Heimat aus Gründen, die mit Umweltveränderungen ein-
hergehen. Ich habe den Eindruck, dass ein Großteil der 
Forschungsgemeinschaft, die sich mit Migration und/oder 
Klimawandel befasst, dem entgegenwirken möchte.

Ich habe dies als mein Forschungsgebiet gewählt, weil das 
Leben und die Zukunftsplanung in Indonesien von nach-
haltigen Lösungen abhängen. Wir müssen den öffentlichen 
Diskurs, der beim Thema Migration wirtschaftliche Grün-
de in den Mittelpunkt rückt, mit Umweltfragen verknüpfen. 
Die Frage sollte lauten: Wie können wir die Probleme des 
Klimawandels aus einer multidisziplinären Perspektive be-
trachten? Wenn wir auf der Umsetzungsebene nur den Kli-
mawandel oder die Umwelt betrachten, ohne sie im Kontext 
wirtschaftlicher Probleme oder der Migration zu beleuch-
ten, dann laufen wir immer wieder ins Leere. Diese Themen 
können nicht losgelöst voneinander betrachtet werden.

Gibt es in Bezug auf die Forschung und deren Umsetzung in 
Ihrer täglichen Arbeit eine Lücke, die Sie schließen möchten? 

Sie erwähnten zuvor, dass es problematisch ist, Thema A 
und Thema B nicht miteinander zu verknüpfen. Woran den-
ken Sie noch?

Mir liegt es sehr am Herzen, eine Brücke zwischen Forschung 
und Praxis zu schlagen. Wir brauchen einen Fahrplan dafür, 
wie wir Forschung nachhaltig umsetzen und in die Politik-
entwicklung einbringen und wie wir Politik und Forschung 
miteinander vereinen können – und zwar von Anfang an. 
Ich hoffe, dass die Internationale Metropolis Konferenz 
dank ihrer unterschiedlichen Teilnehmenden – von politi-
schen Entscheidungsträger*innen über Interessenvertreten-
de bis hin zu Forschenden und jungen Promovierenden aus 
der ganzen Welt – ein hervorragender Ort sein wird, genau 
das zu tun: Brücken zu schlagen.

Natürlich sehen verschiedene Gebiete oder Regionen sich 
immer vor besondere Herausforderungen gestellt, die sich 
nicht unbedingt auf andere übertragen lassen. Ich bin jedoch 
der festen Überzeugung, dass es automatisch einen Übertra-
gungseffekt erzielt, klein anzufangen. Gute Projekte finden 
einen Weg – natürlich in Abhängigkeit von ihrer Finanzie-
rung – zu wachsen. Und der Start für all das ist der Grund-
stein: Denn es geht darum, den Dialog Schritt für Schritt 
voranzutreiben.

Sie sagten vorhin, dass alles miteinander verknüpft ist und 
ein Thema nicht losgelöst betrachtet werden kann. Haben Sie 
dafür ein konkretes Beispiel aus Ihrer Arbeit?

Ich verstehe unter Klimaresilienz eine Situation, in der wir 
uns anpassen, indem wir versuchen, uns auf Klimastö-
rungen einzurichten oder ihnen zu begegnen. Im Idealfall 
passen wir uns an und verbessern unser Verhalten dadurch. 
In gewisser Weise ist Migration ein Prozess der Anpassung 
an Herausforderungen wie Armut, Klimakrise und Krieg – 
Migration bedeutet Anpassung. Migration kann ein Prozess 
der Veränderung auf der Suche nach einem besseren oder 
sichereren Leben an einem anderen Ort sein. Sprechen wir 

in meiner Heimat Indonesien über Migration, nennen die 
meisten Menschen wirtschaftliche Gründe als wichtigsten 
Faktor bei der Entscheidung, ob und wohin sie auswandern 
wollen. Wenn wir also über Klimaprobleme, insbesondere 
in Asien, sprechen, liegt das Hauptaugenmerk auf den Küs-
tenregionen. Dort befinden sich die meisten Großstädte – 
historisch bedingt durch ihren Zugang zum Handel durch 
den Ausbau von Häfen entlang der Küste. Großstädte ziehen 
Wirtschaftsmigrant*innen an. Je mehr Menschen jedoch 
wegen der Arbeitsplätze in die Großstädte und somit in 
Richtung Küstengebiete ziehen, desto größer ist die Klima-
belastung für die Städte. Stellen Sie sich nun vor, dass eine 
gemeinsame Politik zur Anpassung an diese Belastungen der 
Bau von Dämmen ist – was die Stadt sicherer macht. Aller-
dings führt das wiederum dazu, dass noch mehr Menschen 
sie als wirtschaftlich zukunftsträchtigen Ort aufsuchen, an 
dem sie sich niederlassen können. Die Bevölkerungszahl in 
Küstengebieten sollte gerade wegen des Klimawandels und 
des steigenden Meeresspiegels kontrolliert werden.

Die Situation ist komplex und erfordert langfristige Lösun-
gen, die über den Bau von Dämmen hinausgehen.

Wie sehen mögliche langfristige Lösungen aus?

Freiheraus: Neue wirtschaftliche Wachstumszentren müs-
sen abseits der Küstenstädte geschaffen werden. Ziel muss es 
sein, Menschen zum Bleiben zu bewegen und Bevölkerungs-
dichte sowie die wirtschaftliche Dichte auszugleichen, da-
mit Raum für Erholung und Wachstum vorhanden ist. Wir 
stellen uns dezentralisierte Knotenpunkte vor, die über die 
richtige Infrastruktur, Bildung und Gesundheitsversorgung 
verfügen. Das bedeutet viel Arbeit und hohe Kosten. Letzt-
lich wird es jedoch teurer sein, die Folgen von Klimakatas-

trophen zu bewältigen, als Anpassungspläne und Lösungen 
zur Vermeidung weiterer Klimakatastrophen auszuarbeiten 
und umzusetzen.

Das Motto der diesjährigen 25. Internationalen Metropolis-
Konferenz lautet „Changing Migration, Migration in Change“. 
Findet das bei Ihnen Anklang?

Ja, auf mehreren Ebenen. Zuerst müssen wir die unterschied-
lichen Situationen in den südlichen und nördlichen Ländern 
verstehen, denn dies beeinflusst, wie wir über Herausforde-
rungen und Chancen sprechen. Wir müssen Raum für alle 
Betroffenen schaffen. Allein das ist schon ein Wandel und 
ein Prozess. Blickt man auf die aktuelle Lage und Russlands 
Krieg in der Ukraine, beeinflusst und verändert beides auch 
die Migration – die Situation ist sehr dynamisch. Genau das 
bringt das Motto direkt und indirekt auf den Punkt.
Link zum Artikel: https://www.imcb22.de/alle-interviews/interview-wiwandari-handayani

Prof. Dr. Wiwandari Handayani 
arbeitet im Bereich Stadt- und Regionalplanung. Sie studierte in 
Canberra, Australien, wo sie sich an der Australian National Univer-
sity auf Bevölkerung und Demografie konzentrierte. Sie promo-
vierte an der Universität Stuttgart und forschte dort im Bereich der 
regionalen Entwicklungsplanung.

In den letzten zehn Jahren beschäftigte sie sich vor allem mit 
Resilienz und Klimawandel, insbesondere im Zusammenhang mit 
Katastrophenrisikomanagement, Klimaanpassung und Gover-
nance. Sie war Mitglied des Teams für das Rockefeller-Programm 
Asian Cities Climate Change Resilience Network (ACCCRN) in 
Semarang und ist seit 2015 die stellvertretende Resilienzbeauf-
tragte der Stadt.
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ANALYSE

Migration in Zeiten des Klimawandels

Der Klimawandel erfordert mehr  
internationale Migration 
Die Migrationspolitik wird zu einem immer wichtigeren Bestandteil nationaler und internationaler 
Bemühungen, sich an die Auswirkungen des Klimawandels anzupassen und diese zu bewältigen. 
Unter den richtigen Umständen kann Migration einen positiven Beitrag zur nachhaltigen Entwick-
lung in den Herkunfts- und Aufnahmeländern leisten. Zugleich kann sie Vorteile und Chancen für 
Migrant*innen, ihre Familien und ihre Heimatgemeinden schaffen. Die gegenwärtige Politik der 
einkommensstarken Länder unterdrückt die Migration aus Ländern mit niedrigem Einkommen und 
untergräbt so die Bemühungen der einkommensschwachen Länder, ein nachhaltiges Wirtschafts-
wachstum zu erreichen und ihre Anfälligkeit in Bezug auf die Folgen des Klimawandels zu verrin-
gern. Ironischerweise führt diese Politik dazu, dass sich die Arbeitsmärkte der einkommensstarken 
Länder mit ihrer alternden Bevölkerung dem Humankapital verschließen, von dem ihr künftiges 
Wirtschaftswachstum abhängt. 
											                  Von Prof. Robert McLeman

kommenden Jahrzehnten mehr Men-
schen aus wetter- und klimabedingten 
Gründen auf der Flucht sein, wobei die 
Weltbank im schlimmsten Fall von 
über 200 Millionen Vertriebenen bis 
zum Jahr 2050 ausgeht.4

Die meisten Migrations- und Vertrei-
bungsbewegungen, ob klimabedingt 
oder nicht, finden innerhalb der je-
weiligen Ländergrenzen statt. Bei der 
klimabedingten Migration sind vor al-
lem Vertreibungen durch plötzlich auf-
tretende Ereignisse wie Überschwem-
mungen oder Stürme und die Flucht 
als Reaktion auf Dürren im ländlichen 
Raum zu beobachten. Jedoch werden 
Migrationsentscheidungen auch durch 
indirekte Umweltfaktoren beeinflusst, 
etwa die negativen Auswirkungen 
des Klimawandels auf die Ernteerträ-
ge. Sie können dazu führen, dass das 
Haushaltseinkommen auf dem Land 
sinkt und die Lebensmittelpreise auf 
den städtischen Märkten steigen, wo-
durch Armut und soziale Ungleich-
heit verschärft werden. In den meisten 
Fällen bleiben Menschen, die sowohl 
aus direkten als auch aus indirekten 
Umweltgründen flüchten, in ihrem 
Heimatland, weil sie dort bereits über 
etablierte soziale, wirtschaftliche und 
kulturelle Netzwerke verfügen.5 Wenn 
die Betroffenen auswandern, dann 
meist in Länder innerhalb derselben 
geografischen Region – üblicherweise in 

angrenzende Länder, wobei die Wahl 
des Ziellandes stark von Arbeitsmarkt-
chancen abhängt.6 Die klimabeding-
te Fernmigration, insbesondere aus 
einkommensschwachen Ländern des 
globalen Südens in einkommensstarke 
Länder des globalen Nordens, ist der-
zeit im Vergleich dazu viel geringer. 

Migration und nachhaltige 
Entwicklung

Aufgrund zunehmender klimabeding-
ter Störungen stellen sich folgende 
Schlüsselfragen: Kann internationale 
Migration die nachhaltige Entwick-
lung in Ländern, die durch die Aus-
wirkungen des Klimawandels schwer 
getroffen werden, fördern? Kann sie 
Migrierten und ihren Familien Chan-
cen bieten und den Aufnahmeländern 
gleichzeitig Vorteile bringen? Die Ant-
wort lautet: Ja, aber es kommt auf den 
Kontext an, in dem Migration stattfin-
det.7 Die Migrationspolitik der poten-
ziellen Zielländer hat einen besonders 
starken Einfluss auf diesen Kontext.

Wie wirkt sich Migration auf ökolo-
gische Nachhaltigkeit aus? Die Ab-
wanderung ermöglicht es Menschen, 
die in gefährdeten oder gefährlichen 
Gebieten leben, ihre Risiken zu verrin-
gern, indem sie auf mehrere Einkom-
mensquellen bauen – eine Art infor-
melle Versicherung für Menschen, die 

in Ländern ohne formelle Versiche-
rungssysteme leben. In Kanada und 
Deutschland haben Beschäftigte in der 
Landwirtschaft beispielsweise Zugang 
zu Ernteversicherungen und staatli-
chen Ad-hoc-Hilfen, wenn die Ernte 
aufgrund von Dürre ausfällt, während 
dies in vielen Ländern mit niedrigem 
Einkommen nicht der Fall ist. Sind 
die Umweltbedingungen gut, können 
ländliche Haushalte die Überschuss-
produktivität nutzen, um ein Mitglied 
in weiter entfernte Länder mit höherem 
Einkommen zu schicken, in der Hoff-
nung auf langfristig höhere Rücküber-
weisungen. Diese strategische Nutzung 
der Migration durch Haushalte in um-
weltgefährdeten Gebieten aus Ländern 
mit niedrigem Einkommen, die auch 
als „neue Ökonomie der Arbeitsmi-
gration“ bezeichnet wird,8 verringert 
die Zahl der Menschen, die auf lokale 
natürliche Ressourcen zurückgreifen 
und/oder Umweltgefahren ausgesetzt 
sind. Darüber hinaus stärkt sie sowohl 
die wirtschaftliche als auch die öko-
logische Widerstandsfähigkeit in der 
Herkunftsregion. Migration dieser Art 
lässt sich nicht ohne Weiteres mit der 
Migrationspolitik von Ländern mit 
hohem Einkommen vereinbaren, wird 
aber von den Regierungen in Ländern 
mit niedrigem Einkommen anerkannt.

In einer idealen Welt würde eine frei-
ere Migration die Anfälligkeit von 
Ländern, die stark von klimabeding-
ten Risiken betroffen sind, verringern 
und wirtschaftliche Vorteile für die 
Herkunfts- und Aufnahmegebiete 
schaffen.9 In dieser Welt würde die 
Migrationspolitik einen sicheren und 
geordneten grenzüberschreitenden 
Personenverkehr ermöglichen und sich 
darauf konzentrieren, neu ankommen-
de Migrierte rasch in den Arbeitsmarkt 
zu integrieren und ihnen einen ähnli-
chen Schutz und ähnliche Rechte wie 
den ansässigen Arbeitnehmenden zu 
gewähren. Auf diese Weise könnten 

Die derzeitigen  
Herausforderungen

A ktuell werden jedes Jahr über 
20 Millionen Menschen aufgrund 

von Überschwemmungen, extremen 
Stürmen, Dürren, Waldbränden und 
anderen wetterbedingten Katastro-
phen aus ihrer Heimat vertrieben.1 Üb-
licherweise ist die Anzahl von wetter-
bedingten Fluchtbewegungen in Asien 

jedes Jahr am höchsten, allerdings ist 
kein Land oder Kontinent davon be-
freit (Abb. 1). Die Häufigkeit und/oder 
Schwere extremer Wetterereignisse 
wird in den meisten Regionen eher 
noch zunehmen, da die internationa-
le Gemeinschaft nicht gewillt ist, ihre 
Treibhausgasemissionen zu kontrollie-
ren und damit den anhaltenden An-
stieg der globalen Durchschnittstem-
peraturen zu verlangsamen.2

Die Bevölkerung von Küstengebie-
ten und kleinen Inselstaaten wird im 
Zusammenhang mit dem Anstieg des 
Meeresspiegels zusätzlichen Risiken 
ausgesetzt sein. Städtische Ballungs-
gebiete in den Tropen und Subtropen 
werden im Sommer Temperaturen 
erreichen, die über dem für die kör-
perliche Gesundheit und das Wohlbe-
finden unbedenklichen Schwellenwert 
liegen.2, 3 Infolgedessen werden in den 
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Prof. Robert McLeman    
leitet den Fachbereich Geografie und 
Umweltstudien an der Wilfrid Laurier 
University in Waterloo, Kanada. Er be-
fasst sich vor allem mit der Beziehung 
zwischen Umweltbedingungen und 
Migrationsverhalten.

das Aufnahmeland, das Entsendeland 
sowie die Migrant*innen und ihre Fa-
milien den größtmöglichen Nutzen aus 
der Situation ziehen. Im Moment ist die 
internationale Gemeinschaft jedoch 
auf einem anderen Weg. In den letz-
ten zwei Jahrzehnten haben die meis-
ten Länder mit hohem Einkommen 
politische Maßnahmen ergriffen, die 
den internationalen Personenverkehr 
einschränken, nicht registrierte Ein-
wandernde und Asylbewerber*innen 
an der Teilhabe am Arbeitsmarkt hin-
dern und generell die legale Einreise 
von Arbeitnehmenden mit Ausnahme 
einiger weniger ausgewählter Bereiche 
(typischerweise die Sektoren Gesund-
heitswesen, Finanzen und Hightech) 
erschweren. Entgegen der Genfer 
Flüchtlingskonvention werden Men-
schen, die Schutz vor Gewalt und Ver-
folgung suchen, an den Grenzen der EU 
und der USA routinemäßig zurückge-
wiesen, bei der Ankunft inhaftiert und 
im Falle Australiens und gelegentlich 
Großbritanniens in geografisch weit 
entfernte Drittländer abgeschoben. 

de Bevölkerung und einen wachsenden 
Bedarf an jungen Arbeitskräften, um 
dem Personalmangel entgegenwirken 
und so künftiges Wirtschaftswachstum 
und Innovation unterstützen zu kön-
nen. Die kanadische Regierung hat dies 
erkannt und Ziele für das Anwerben 
neuer Einwandernder festgelegt, deren 
Anzahl sich in den nächsten Jahren auf 
etwa 450.000 pro Jahr belaufen soll. 
Dabei handelt es sich um Zuwandern-
de, die bei ihrer Ankunft einen dau-
erhaften Aufenthaltsstatus erhalten. 
Dazu gehören Personen, die von engen 
Familienangehörigen unterstützt wer-
den, qualifizierte Arbeitskräfte und 
Geschäftsleute, die sich selbstständig 
bewerben, sowie etwa 75.000 Perso-
nen, die sich als Geflüchtete oder aus 
humanitären Gründen qualifizieren. 
Diese Zahlen berücksichtigen nicht 
die vielen Zehntausend zusätzlichen 
Personen, die jedes Jahr mit einer be-
fristeten Arbeitserlaubnis nach Kanada 
kommen, um in der Familienpflege, in 
der saisonalen Landwirtschaft oder in 
anderen Berufen zu arbeiten, in de-
nen zugewanderte Arbeitskräfte lang 
bestehende Lücken auf dem Arbeits-
markt füllen. Für viele Menschen aus 
den letztgenannten Gruppen gibt es 
legale Wege zum dauerhaften Aufent-
halt und schließlich zur Staatsangehö-
rigkeit. Dies weist auf einen wichtigen 
politischen Aspekt hin: Sobald Mig-
rierte angekommen sind, sollten ihnen 
Möglichkeiten geboten werden, dau-
erhafte Mitglieder der Gesellschaft im 
Aufnahmeland zu werden, auch wenn 
dies nicht ihre langfristige Absicht ist. 
Einige Migrant*innen möchten einen 
Teil des Jahres im Heimatland oder 
nur für eine begrenzte Zeit im Zielland 
leben – eine kluge Migrationspolitik 
erleichtert dies. 

Wir leben in einer demografisch geteil-
ten Welt, in der der größte Teil des der-
zeitigen und künftigen Humankapitals 
in Ländern mit niedrigem Einkommen 

Zudem werden Zäune errichtet und für 
militärische Zwecke entwickelte fort-
schrittliche Technologien eingesetzt, 
um Migrierte auf ihrem Weg abzufan-
gen. Es werden Abkommen geschlos-
sen mit Ländern, die eine zweifelhafte 
Menschenrechtspolitik aufweisen, um 
Menschen dorthin zurückzuschicken, 
wenn sie in diesen Ländern auf der 
Durchreise waren.

Dies ist erstaunlich kurzsichtig. Indem 
westliche Regierungen ihr Bestes tun, 
Migration zu verhindern, drängen sie 
eine große Zahl von Menschen aus 
den normalen, legalen Migrations-
möglichkeiten in die Illegalität, in der 
sie oft auf die Hilfe von skrupellosen 
Arbeitsmigrationsagenturen oder auf 
organisierten Menschenschmuggel 
angewiesen sind. Wem es gelingt, ein 
westliches Land zu erreichen, endet 
allzu oft in Haftanstalten, illegalen 
Lagern oder überfüllten Unterkünf-
ten – ohne legale Arbeitserlaubnis und 
mit nur eingeschränktem Zugang zu 
medizinischer Versorgung, Schulen 

liegt (Abb. 2). So liegt das Medianalter 
in vielen Ländern Afrikas südlich der 
Sahara bei 20 Jahren oder weniger, 
während in Ländern wie Deutschland 
und Kanada das Medianalter bei Mitte 
40 liegt.10 

Dieselben einkommensschwachen Län-
der und Regionen mit junger und wach-
sender Bevölkerung gehören auch zu den 
Ländern, die den künftigen Auswirkun-
gen des Klimawandels, der Entwaldung 
und anderen Umweltproblemen am 
stärksten ausgesetzt sind. Um Länder 
mit niedrigem Einkommen besser auf 
die sozialen und wirtschaftlichen Ver-
werfungen des Klimawandels vorzube-
reiten, wäre es das Beste, wenn Länder 
mit hohem Einkommen die Migration 
von Süden nach Norden freier, einfacher 
und sicherer gestalten würden. Dies soll 
nicht als Argument dafür verstanden 
werden, dass Länder mit hohem Ein-
kommen keine sinnvollen Maßnahmen 
ergreifen müssten, um die Ursachen 
des anthropogenen Klimawandels zu 
bekämpfen. Im Gegenteil: Ein höheres 
Maß an internationaler Migration ist 
keine Lösung für die Klimakrise, son-
dern nur ein Abmildern ihrer Auswir-
kungen auf die Schwächsten der Welt. 
Dies ist eine Schlüsselkomponente für 
den Aufbau von Anpassungsfähigkeit 
in gefährdeten Regionen. Führende 
Vertreter kleiner Inselstaaten haben 
dies der internationalen Gemeinschaft 

mehrfach vorgeschlagen und als „Mig-
ration in Würde“11 bezeichnet, doch ihre 
Forderungen stießen auf taube Ohren. 
Ein Umdenken ist dringend erforder-
lich. Denn wenn einkommensstarke 
Länder wie Deutschland und Kanada 
nicht willens oder in der Lage sind, in 
den nächsten 30 Jahren Kohlenstoffneu-
tralität zu erreichen – und davon sind 
wir weit entfernt –, dann sind wir es den 
Ländern, die die größten Konsequen-
zen unserer Untätigkeit tragen werden, 
schuldig, ihren Bürger*innen mehr 
Mobilität zu ermöglichen, damit sie an 
unseren Arbeitsmärkten teilhaben und 
die sich daraus ergebenden wirtschaft-
lichen Chancen nutzen können. Dies ist 
in unser aller Interesse.

und anderen sozialen Dienstleistungen, 
die für die Staatsangehörigen selbstver-
ständlich sind. Ihre wirtschaftlichen 
Möglichkeiten beschränken sich auf die 
Arbeit in der Schattenwirtschaft, in der 
Migrant*innen aufgrund ihres fehlen-
den regulären Status leicht ausgebeutet 
werden können. Weder sie noch ihre 
Arbeitgeber zahlen Steuern, wodurch 
Unternehmen, die faire Löhne zahlen, 
benachteiligt werden. Auf diese Weise 
profitiert niemand: Weder im Entsende-  
noch im Aufnahmeland sind soziale 
oder wirtschaftliche Nachhaltigkeit 
möglich und die Chancen für den Auf-
bau ökologischer Widerstandsfähigkeit 
im Herkunftsland sind vertan.

Der Weg in die Zukunft

Damit die Länder mit hohem Einkom-
men auch in Zukunft Wohlstand genie-
ßen können, ist eine stärkere Migration 
aus Ländern mit niedrigem Einkom-
men erforderlich. Ich lebe in Kanada, 
und wie viele Länder mit hohem Ein-
kommen hat auch Kanada eine altern-

Es ist unlogisch und offen 
gesagt töricht, dass Länder 

mit Arbeitsmärkten, die stark 
vom zusätzlichen Humanka-
pital profitieren könnten, 
aktiv versuchen, Migrierte 

aus Ländern mit dem grössten 
Humankapital von der Abwan-

derung abzuhalten.  
Quellen: 
1	 IDMC – Internal Displacement Monitoring Centre (2022): 

Global Report on Internal Displacement 2022. > https://
www.internal-displacement.org/global-report/grid2022/ 

2	 IPCC (2021): Summary for Policymakers. In: 
Masson-Delmotte, V., et al. (Hrsg.): Climate Change 
2021. The Physical Science Basis. Contribution of 
Working Group I to the Sixth Assessment Report of 
the Intergovernmental Panel on Climate Change. 
Cambridge. S. 3−32.

3	 Cissé, G., et al. (2022): Health, Wellbeing, and the 
Changing Structure of Communities. In: Pörtner, 
H.-O., et al. (Hrsg.): Climate Change 2022. Impacts, 
Adaptation, and Vulnerability. Cambridge.

4	 Clement, V., et al. (2021): Groundswell Part 2. Acting on 
Internal Climate Migration. Washington, D. C.

5	 Hoffmann, R., et al. (2020): A meta-analysis of 
country-level studies on environmental change and 
migration. In: Nature Climate Change. H. 10 (10), 
S. 904–912.

6	 Mueller, V., et al. (2020): Temporary migration 
and climate variation in eastern Africa. In: World 
Development. H. 126.

7	 Franco Gavonel, M., et al. (2021): The migration-
sustainability paradox: transformations in mobile 
worlds. In: Current Opinion in Environmental 
Sustainability. H. 49, S. 98–109.

8	 Schade, J., et al. (2015): Inequality and migration as 
adaptation: where do we go from here? In: McLeman, 
R., et al. (Hrsg.): Environmental Migration and Social 
Inequality. Dordrecht. S. 203–228.

9	 McLeman, R. (2019): International migration and 
climate adaptation in an era of hardening borders. In: 
Nature Climate Change. H. 9 (12), S. 911–918.

10	 UN DESA (2022): UN Population Division Data Portal. 
> https://population.un.org/dataportal/home

11	 UN DESA (2022): UN Population Division Data Portal. 
> https://population.un.org/dataportal/home

Quelle: Datenportal The World Bank, https://data.worldbank.org/indicator/SP.POP.0014.TO.ZS?view=map

Abb. 2: Anteil der unter 14-Jährigen im Jahr 2021 nach Ländern
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D ie Arbeitsbedingungen in diesen 
Branchen sind schlecht und sie 

bieten kaum Rechtsschutz, insbeson-
dere für Arbeitskräfte, die irregulär in 
die EU migrieren.

Allerdings bieten diese Wirtschafts-
zweige Menschen aus Ländern mit 
hoher Arbeitslosigkeit Beschäftigungs-
möglichkeiten. Die niedrigen Löhne, 
die von europäischen Staatsangehö-
rigen gemieden werden, sind in der 
Regel immer noch höher als in den 
Herkunftsländern der Migrant*innen. 

lung sowohl der Herkunfts- als auch 
der Aufnahmeländer fördern. Belege 
für wirksame Projekte zur zirkulären 
Migration gibt es bereits.

Untersuchungen zeigen, dass sog. ir-
reguläre Migrant*innen aus Afrika 
ihre finanzielle Situation in Europa 
verbessern möchten und dann wieder 
nach Hause zurückkehren.1–3 Um die 
Mittel für eine Geschäftsgründung in 
der Heimat zu beschaffen, überqueren 
sie mehrere Landesgrenzen in Afrika 
und nach Europa.4 Diese Migration ist 
nicht ausschließlich durch die Suche 
nach Arbeit und einem Ort zum Nie-
derlassen motiviert, sondern vor allem 
durch wirtschaftliches Handeln.5 – Die 
Migrierten streben danach, Handel zu 
treiben oder in kleine Unternehmen zu 
investieren, im Leben weiterzukom-
men oder bessere Arbeitsbedingungen 
in ihrer Heimat zu haben.5–8

Das Beispiel Mauritius

Mauritius führt Kooperationsprojekte 
zur zirkulären Migration mit Ländern 
wie Kanada, Frankreich und Italien im 
Ramen einer nationalen Wirtschafts-
initiative durch. Dank dieser Projekte 
können die eigenen Staatsangehörigen 
im Ausland arbeiten, um sich Qualifi-
kationen anzueignen. Einen Teil ihres 
Verdienstes investieren sie in der Hei-
mat. Tausende Mauritier*innen haben 
seit 2008 in verschiedenen Wirtschafts-

Daher wird die irreguläre Migration 
nach Europa trotz aller Bemühungen, 
sie einzudämmen, wahrscheinlich wei-
ter anhalten. Für skrupellose Arbeitge-
ber stellt der Einsatz billiger Arbeits-
kräfte, deren Aufenthalt nicht reguliert 
ist, eine günstige Option zur Minimie-
rung von Kosten und Maximierung 
von Gewinnen dar. Um die Debatte 
zum Thema Migration zu versachli-
chen, braucht es neue Ansätze. 

Zirkuläre, nicht irreguläre 
Migration

Ein formales System für die zirkuläre 
Migration geringfügig qualifizierter 
und angelernter Arbeitskräfte zwi-
schen Afrika und der EU stünde im 
Einklang mit dem Globalen Pakt für 
eine sichere, geordnete und reguläre 
Migration. Es würde die irreguläre Mi-
gration eindämmen, Verbrechen wie 
den Menschenhandel bekämpfen, die 
Ausbildung und Qualifizierung von 
Migrierten in den betroffenen Sektoren 
fördern, Richtlinien für die Migration 
schaffen, die Arbeits- und Lebensbe-
dingungen verbessern und die Entwick-

sektoren der teilnehmenden Länder 
gearbeitet und sind zurückgekehrt, um 
Unternehmen zu gründen oder in ihren 
Herkunftsländern zu arbeiten.9–10

Alternative zum kostspieligen 
„Business-as-usual“

Die EU und die Afrikanische Union 
(AU) sollten irregulären Migrant*innen 
in den für sie attraktiven Sektoren des 
EU-Arbeitsmarkts Ausbildungsver-
träge anbieten, damit ihnen techni-
sche und unternehmerische Fähigkei-
ten vermittelt werden können. Solche 
Vereinbarungen können die Einreise 
und Beschäftigung für den Zeitraum 
und die Zwecke der zirkulären Mig-
ration regeln. Dies wird Leben retten, 
rückkehrende Migrant*innen mit 
europäischen Mentor*innen zusam-
menbringen und zu wirtschaftlichem 
Wachstum in der EU sowie der AU 
führen. Die Rechtsstaatlichkeit wird 
gestärkt, migrationsbedingte Straftaten 
werden verringert und Ressourcen, 
die bei der Durchsetzung der Grenzen 
zwischen Europa und Afrika verloren 
gehen, können anderweitig verwendet 
werden: So können Migrant*innen mit 
Qualifikationen ausgestattet werden, 
die sie in ihre Heimat tragen, wo sie die 
bei ihren europäischen Mentor*innen 
erworbenen Kenntnisse und Fähigkei-
ten in den jeweiligen Wirtschaftssekto-
ren sinnvoll einsetzen.

Ein formales System für die zir-
kuläre Migration geringfügig 
qualifizierter und angelernter 
Arbeitskräfte zwischen Afrika 
und der EU stünde im Einklang 
mit dem Globalen Pakt für eine 
sichere, geordnete und regu-
läre Migration.

KOMMENTAR

Europäisch-afrikanische Kooperation

Partnerschaften für Ausbildung und  
Arbeit – eine Chance für Afrika und die EU
Der Arbeitsmarkt in der EU ist groß, komplex und hat unterschiedlichste Bedarfe. Zugleich ist die EU mit 
einem Bevölkerungsdefizit konfrontiert und erholt sich noch von den Folgen der Covid-19-Pandemie. 
Dies verstärkt Arbeitskräfteengpässe, die zum Teil durch irreguläre Migration aus Ländern außerhalb der 
EU ausgeglichen werden. EU-Bürger*innen füllen diese Positionen nur ungern aus, denn sie gelten als 
niedere Tätigkeiten, sind arbeitsintensiv und schlecht bezahlt. Branchen wie die Landwirtschaft, das  
Reinigungsgewerbe, das Gaststättengewerbe und die Hauswirtschaft, das Baugewerbe und einige Arten 
des verarbeitenden Gewerbes sind daher Hochburgen der irregulären Beschäftigung.
									                             Prof. Christopher Changwe Nshimbi
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Prof. Christopher Changwe Nshimbi     
ist Associate Professor an der 
Universität Pretoria und leitet den 
Forschungslehrstuhl für Politische 
Ökonomie der Migration in der Region 
SADA (Entwicklungsgemeinschaft des 
südlichen Afrikas). Nshimbi arbeitet 
in regionalen und internationalen 
technischen Arbeitsgruppen zu den 
Themen Arbeit und Migration, Handel 
und Wassersektor.
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Arbeitskräftemangel und Arbeitsmigration als 
Lösungsansatz

Deutschland und viele andere Länder stehen vor der Her-
ausforderung, dem Arbeitskräftemangel entgegenzuwirken. 
Innerstaatliche Anstrengungen zur Mobilisierung von Ar-
beitskräften haben Grenzen. Ohne Arbeitsmigration geht 
es nicht! Arbeitsmigrant*innen machten 2019 weltweit 4,9 % 
der Erwerbsbevölkerung aus. Auch wenn ihre Zahl mit der 
Zeit gestiegen ist, geht der Anteil der Migrant*innen im er-
werbsfähigen Alter zurück. Ist Arbeitsmigration eventuell 
nicht attraktiv? 

Was motiviert Menschen, ihre Arbeitskraft in 
anderen Ländern anzubieten? 

Die gute Nachricht zuerst: Arbeit und damit verbundene 
gute Löhne sind immer noch Motivator für Arbeitsmigrati-
on. Von den 272 Mio. Migrierten weltweit sind laut Internati-
onaler Arbeitsorganisation 169 Mio. Arbeitsmigrant*innen. 1 
Ihre Zahl ist von 2019 bis 2021 um 3 % gestiegen. Dabei lebt 
der überwiegende Teil von Arbeitsmigrant*innen (67,4 %) in 
Ländern mit hohem Einkommen. Ein Großteil davon ent-

Zugang zu Sozialleistungen und dass diese nicht übertragen 
werden können, Sprachbarrieren und Integrationshemmnis-
se im weiteren Sinne erschweren Arbeitsmigration ebenfalls. 
Wenn Arbeitsmigration attraktiver gemacht werden soll, 
müssen die Voraussetzungen für menschenwürdige Arbeit 
frei von arbeitsrechtlichen Verletzungen und Diskriminie-
rung geschaffen werden – eine Aufgabe für die internationale 
Zusammenarbeit über Grenzen hinweg. 

Kooperation für faire Arbeitsmigration 

Internationale Kooperation braucht ein einheitliches Regel-
werk, an das sich alle Länder halten müssen. Die ILO stellt 
mit ihren Arbeits- und Sozialstandards das Normensystem, 
auf das sich alle verständigt haben, um Arbeitsmigration fair 
zu gestalten. Für die Umsetzung der erstellten Regeln nimmt 
die ILO Migrationskorridore in den Blick. Denn faire Ar-
beitsmigration beginnt mit den Bedingungen und Rechten 
von Beschäftigten im Herkunftsland: Vor der Abreise sollten 
Arbeitsmigrant*innen ausreichend vorbereitet sein, einen Ver-
trag in der Hand halten, den oder die Arbeitgeberin kennen 
und wissen, wie sich ihre Qualifikationen anerkennen las-
sen. Auch der Recruitingprozess sollte fair gestaltet sein – 
mit klaren Regeln, etwa dafür, dass Arbeitnehmende für die 
Rekrutierung nicht zahlen müssen. Im Zielland sollte sicher-
gestellt sein, dass die Arbeitsbedingungen vor Ort gut sind, 

dass ortsübliche Löhne gezahlt werden, Urlaub und Ruhe-
zeiten gewahrt bleiben und der Arbeitsschutz geachtet wird. 
Auch ein Zugang zu Beschwerdemechanismen sollte gegeben 
sein, wenn es zu Problemen in der Einhaltung von Arbeits-
rechten der Migrant*innen kommt. Schließlich sollte auch 
die Rückkehr in heimische Arbeitsmärkte begleitet werden, 
damit die Heimkehrenden auch im Ursprungsland wieder 
gute Arbeit finden. Bilaterale Abkommen zwischen Ländern 
spielen eine entscheidende Rolle für die faire Gestaltung 
von Arbeitsmigration. Sie regulieren Arbeitsmigration zwi-
schen Staaten, auch damit es nicht zu einer Abwanderung 
zu vieler Fachkräfte eines Landes kommt. Die Abkommen 
halten zudem fest, an welchen Stellen nationale rechtliche 
Rahmenbedingungen nachgebessert werden müssen. Der 
Globale Pakt für sichere, geordnete und reguläre Migration 
(GCM) von 2018 ist als internationale Vereinbarung – wenn 
auch ohne rechtliche Verpflichtungen – ein weiterer Meilen-
stein in der internationalen Kooperation für faire (Arbeits-)
Migration. Mit seinem Überwachungsmechanismus bietet er 
einen Prozess, in dem Unterzeichnerstaaten in regelmäßigen 
Abständen über ihre Fortschritte in der Regulierung und 
Verwirklichung von Menschenrechten in puncto Migration 
Rede und Antwort stehen. Es sind diese internationalen Re-
geln, Zusagen und Unterstützungsleistungen, die auf natio-
nalstaatlicher Ebene Impulse dafür geben, Arbeitsmigration 
menschenwürdig zu gestalten. Diese Perspektive der inter-
nationalen Kooperation sollte immer mitgedacht werden, 
wenn Arbeitskräfte aus dem Ausland rekrutiert werden. Sie 
führt in der Anwendung dazu, dass Menschen für kurz oder 
lang ihre Arbeitskraft über Grenzen hinweg anbieten, dafür 
fair entlohnt werden und sich vielleicht sogar entscheiden, 
ein Gastland zu einer neuen Heimat werden zu lassen. 

fällt auf Europa und Zentralasien (37,7 %). Lag die Erwerbs-
quote bei Nord-, Süd- und Westeuropäer*innen 2019 bei 
56,9 %, so lag sie für Migrant*innen in der Region bei 70,1 %. 
Die Verteilung von Arbeitsmigrant*innen über Regionen 
veranschaulicht gut: Sie gehen dorthin, wo es Arbeit für sie 
gibt und wo sie potenziell gute Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen vorfinden. Der gute Lohn und damit verbundene 
Rücküberweisungen in Herkunftsländer sind wichtige Fak-
toren, die Arbeitsmigration befördern. Die schlechte Nach-
richt: Der Traum von besseren Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen erfüllt sich nicht immer. Diskriminierung, vor allem 
im Bereich der Entgeltgleichheit, ist an der Tagesordnung. 
In der Europäischen Union verdienen Migrant*innen fast 
9 % weniger als einheimische Arbeitnehmende. In manchen 
Ländern wie Zypern, Italien und Österreich ist das Lohnge-
fälle zwischen Einheimischen und Arbeitsmigrant*innen 
bei Stundenlöhnen sogar noch höher und beträgt 42, 30 bzw. 
25 %.2 Dieses negative Lohngefälle innerhalb von Ländern 
zuungunsten von Migrant*innen ist nicht allein durch Bil-
dung, Alter oder Geschlecht zu erklären. Zudem bleibt das 
Fachkräftepotenzial von Migrant*innen ungenutzt: Sie arbei-
ten oft in Berufen, die nicht ihrer Ausbildung und ihren Fähig-
keiten entsprechen. Verstöße gegen Arbeitsschutz, fehlender 

Arbeitsmigration über Grenzen hinweg bedarf internationaler Kooperation, um sie fair zu gestalten. 
Die Internationale Arbeitsorganisation (International Labour Organization – ILO) stellt ein Regel-
werk bereit, um gute Arbeitsbedingungen für alle sicherzustellen, die über kürzere oder längere Zeit 
im Ausland arbeiten.
												                Lea-Maria Löbel

 
Die ILO ist die älteste Sonderorganisation der Vereinten Nationen. Ihr Auftrag ist, Arbeitsstandards im Dialog mit 187 Mitgliedsstaaten und einer 
gleichen Anzahl von Gewerkschaften und Arbeitgebervertretungen zu verabschieden und durchzusetzen. 190 internationale Arbeits- und Sozial-
standards sowie über 200 Empfehlungen wurden bis jetzt verabschiedet, darunter Abkommen über Vereinigungsfreiheit und Tarifautonomie, die 
Abschaffung von Zwangs- und Kinderarbeit sowie das Verbot der Diskriminierung am Arbeitsplatz oder das Recht auf Arbeitsschutz und Arbeits-
sicherheit. Diese Standards finden auch für Arbeitsmigrant*innen Anwendung. Zudem gibt es migrationsspezifische ILO-Übereinkommen. Außer 
in der Normsetzung und Normenkontrolle ist die ILO in der multilateralen Entwicklungszusammenarbeit tätig und forscht zu globalen Arbeitsbe-
dingungen und deren Entwicklung. Darunter fallen die Veröffentlichung von Daten und Analysen zur Arbeitsmigration weltweit sowie Programme 
zur Unterstützung fairer Arbeitsmigration. 

DIE INTERNATIONALE ARBEITSORGANISATION (ILO)

Dr. Lea-Maria Löbel  
arbeitet als wissenschaftliche Mitarbeiterin für die Vertretung der 
Internationalen Arbeitsorganisation in Deutschland.

Weltweite Verteilung der Arbeitskraft nach  
Einkommensniveau der Länder

Quelle: ILO 2019, https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/@dgreports/@dcomm/@publ/
documents/publication/wcms_808935.pdf (S. 26).

Quellen: 
1	 ILO 2021, https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/@dgreports/@dcomm/@publ/

documents/publication/wcms_808935.pdf
2	 ILO 2020, https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_protect/---protrav/---

migrant/documents/publication/wcms_763803.pdf
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ARTIKEL

Unternehmen Berufsanerkennung:  
Ein Blick auf die Fachkräfteeinwanderung

Berufsanerkennung –  
ein faires Angebot für  
ausländische Fachkräfte? 
Das Berufsanerkennungsverfahren nimmt im Rahmen der Fach-
kräfteeinwanderung eine wichtige Rolle ein. Inwieweit ist es ein 
Garant für faire Migration?
						                       Von Ricarda Heßelmann

Welchen Beitrag leistet die Anerkennung ausländischer 
Berufsabschlüsse zu einer zukunftsorientierten und fairen 
Migration? Das Handwerk wirkt im Zuge der Fachkräfte-
einwanderung aktiv an der Integration von Menschen mit 
Migrations- oder Fluchtgeschichte mit. 

Die Anerkennung von ausländischen Berufsabschlüssen ist 
hierbei ein vielseitiges Instrument, um faire Bedingungen 
für Migrant*innen zu schaffen, langfristige Integration zu 
fördern und Fachkräfte zu gewinnen.

befragten Mitgliedsbetriebe Menschen mit Fluchthinter-
grund als qualifizierte Fachkräfte.1 Und laut Migrations-
bericht des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge 
waren 2020 mehr als die Hälfte der Erwerbsmigrant*innen 
(55,8 %) qualifizierte Fachkräfte.2

Für ausländische Fachkräfte ist die An-
erkennung des ausländischen Berufsab-
schlusses dabei ein Türöffner zu fairen 
Arbeitsmarktchancen. Ein anerkannter 
Abschluss erhöht die Chance auf eine 
qualifikationsadäquate Beschäftigung 
und damit auf faire Gehaltsbedingun-
gen. Eine abgeschlossene Ausbildung 
ist darüber hinaus Voraussetzung für 
Fort- und Weiterbildungen – durch 
die Berufsanerkennung eröffnen sich 
so auch berufliche Perspektiven. Diese Kriterien bilden die 
Grundlage für eine langfristige und faire Integration – so-
wohl in den Arbeitsmarkt als auch gesamtgesellschaftlich. 
Dabei trägt die Berufsanerkennung nicht nur zur Anerken-
nung der beruflichen Leistung der ausländischen Fachkraft 
bei, sondern signalisiert auch persönliche Anerkennung und 
Wertschätzung. Dass der Weg der Berufsanerkennung zu-
dem immer öfter gewählt wird, belegen aktuelle Zahlen des 
BIBB-Anerkennungsmonitorings für das Jahr 2021.3

Im Zuge des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes (FEG) be-
steht für ausländische Fachkräfte die Möglichkeit, zu Quali-
fizierungszwecken einzureisen. Wird im Anerkennungsver-
fahren eine teilweise Anerkennung des Berufsabschlusses 
mit dem des deutschen Referenzberufs beschieden, können 
Fachkräfte aus dem Ausland im Rahmen einer Anpassungs-
qualifizierung eingestellt werden. Im Jahr 2021 stieg die 
Zahl der Bescheide über eine „teilweise Gleichwertigkeit“ 
deutlich (siehe Grafik). Indem Betriebe Fachkräfte dabei 
unterstützen, die volle Anerkennung ihrer ausländischen 
Berufsabschlüsse zu erreichen, fördern sie Entwicklungspo-

Die Berufsanerkennung ist ein rechtssicheres Verfahren, 
mit dem bewertet wird, inwieweit ein ausländischer Be-
rufsabschluss mit dem des deutschen Referenzberufs über-
einstimmt. Dabei schafft die Anerkennung Transparenz 
bezüglich der Qualifikationen von ausländischen Bewer-
ber*innen, die im Zuge des Anerkennungsverfahrens als 
Fachkräfte eingestellt werden können. Diese Einschätzung 
spiegelt auch der Arbeitsmarkt wider. So beschäftigten 
nach Umfrageergebnissen des „NETZWERKS Unterneh-
men integrieren Flüchtlinge“ im Jahr 2021 rund 50 % der 

tenziale und können langfristig qualifizierte Mitarbeitende 
gewinnen. Nach einem erfolgreichen Folgeantrag stehen der 
ausländischen Fachkraft zahlreiche Aufstiegs- und Weiter-
entwicklungsmöglichkeiten offen.4

Auch wenn das FEG neue Möglichkeiten 
für ausländische Fachkräfte eröffnet hat, 
gibt es Forderungen nach einer weiteren 
Entbürokratisierung und Erleichterung. 
Im Zuge der geplanten Überarbeitung 
des FEG bleibt demnach abzuwarten, in-
wiefern der Arbeitsmarktzugang weiter 
vereinfacht werden kann. Im Rahmen  
der Fachkräfteeinwanderung schafft 
die Berufsanerkennung Transparenz 
hinsichtlich der Inhalte ausländischer 
Qualifikationen, sie ermöglicht An-

passungsqualifizierungsmaßnahmen und eröffnet weitere 
Fortbildungs- und Aufstiegschancen. Damit bildet die Be-
rufsanerkennung ein rechtssicheres Fundament, auf das eine 
Strategie zur Förderung fairer Migration aufbauen kann.

Ricarda Heßelmann 
ist Projektreferentin in dem vom BMBF geförderten Projekt  
„Unternehmen Berufsanerkennung“ bei der Zentralstelle für  
die Weiterbildung in Handwerk (ZWH).
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1	 Vgl. https://www.unternehmen-integrieren-fluechtlinge.de/news/ergebnisse-

mitgliederbefragung-2021-22/. 2019 waren es knapp 30 %.
2	 BMI; BAMF – Bundesministerium des Innern und für Heimat / Bundesamt 

für Migration und Flüchtlinge (2022): Migrationsbericht der Bundesregierung. 
Migrationsbericht 2020. Berlin/Nürnberg. S. 14. Abrufbar unter: BAMF – Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge – Infothek – Migrationsbericht 2020.

3	 So wurden laut Anerkennungsmonitoring des Bundesinstituts für Berufsbildung 2021 
9.336 Anträge auf Anerkennung für nicht reglementierte Berufe gestellt, im Vorjahr 
lag die Anzahl bei 7.683 Anträgen. Vgl. Böse, C. / Schmitz, N. (2022): Auswertung der 
amtlichen Statistik zum Anerkennungsgesetz des Bundes für 2021: Ergebnisse des 
BIBB-Anerkennungsmonitorings. Bonn: Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.). S. 25. 
Abrufbar unter: https://res.bibb.de/vet-repository_780621

4	 Atanassov, R., et. al. (2022): Wege zur Gleichwertigkeit: anerkennungsbezogene 
Qualifizierungen in Heilberufen und dualen Berufen. Ergebnisse des BIBB-
Anerkennungsmonitorings. Bonn: Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.). S. 76–78. 
Abrufbar unter: https://www.bibb.de/dienst/veroeffentlichungen/de/ 
publication/show/17796

 
Mit dem Einsatz von Betriebslots*innen an den Handwerkskam-
mern Berlin, für München und Oberbayern sowie Region Stuttgart 
fördert das Projekt „Unternehmen Berufsanerkennung“ die regio-
nale Anerkennungspraxis. Die Betriebslots*innen begleiten Betrie-
be vor Ort im Anerkennungsprozess sowie bei Qualifizierungsmaß-
nahmen. Sie stehen als Ansprechpersonen für Handwerksbetriebe 
zur Verfügung.
www.unternehmen-berufsanerkennung.de/angebote/betriebslotsen

FÜR BETRIEBE: BETRIEBSLOTS*INNEN
 
UBAconnect ist ein Service-Angebot für Industrie- und Han-
delskammern sowie Handwerkskammern und Betriebe, das die 
Zusammenführung von ausländischen Fachkräften und Betrieben 
für eine betriebliche Anpassungsqualifizierung erleichtern soll. 
Betriebe, die sich bereit erklären, teilweise anerkannte Fachkräfte 
zu Qualifizierungszwecken einzustellen, können sich kostenlos in 
der Datenbank registrieren.  
www.unternehmen-berufsanerkennung.de/uba-connect#1

ANPASSUNGSQUALIFIZIERUNG: UBACONNECT 

Die Anerkennung der auslän- 
dischen Berufsqualifikation 
ist eine besondere Form von 

Wertschätzung, die wesentlich 
zur Integration beiträgt.

Dr. Brigitte Eisele, MigraNet  
(Handwerkskammer für Schwaben)

Ergebnisse der Anerkennungsverfahren in den letzten 5 Jahren (nicht reglementierte Berufe)

Anträge auf Berufsanerkennung  
für nicht reglementierte Berufe

Ergebnisse über eine  
„teilweise Gleichwertigkeit“

Ergebnisse über eine  
„volle Gleichwertigkeit“
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Quelle: Factsheets Anerkennungsmonitoring 
und Anerkennungsberichte 2017–2021, 
Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), 
Werte gerundet, https://www.bibb.de/
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Akademie der Diözese Rottenburg-
Stuttgart Fachbereich Migration und 
Menschenrechte

Ort: Tagungszentrum Stuttgart-Hohenheim
Nächste Veranstaltung: 19.–21. Mai 2023

Kontakt: migration@akademie-rs.de
www.akademie-rs.de

Einige Beiträge der diesjährigen Hohen-
heimer Tage sind im E-Journal 5/2022 „Im 
Dialog – Beiträge aus der Akademie der 
Diözese Rottenburg-Stuttgart“ kostenlos 
als Download verfügbar:
https://imdialog.akademie-rs.de/ojs/
index.php/idadrs/index

HOHENHEIMER TAGE ZUM 
MIGRATIONSRECHT

	́ Refugee Law Clinics: Zweimal im Jahr bietet der Fachbereich Migration und Menschenrechte ein Austauschforum für die Refugee Law Clinics. Dabei 
handelt es sich um eine mittlerweile an 30 Standorten existierende Initiative, in der Rechtsberatungen durch Studierende stattfinden, worauf diese 
durch eine fachspezifische Ausbildung unter Anleitung von Volljurist*innen vorbereitet werden. 

	́ Seminarwochen für Studierende: Diverse Seminarwochen für Studierende der Bereiche Öffentliche Verwaltung, Rechtswissenschaft sowie Sozi-
ale Arbeit bieten Einblicke in das migrationsrechtliche und -politische Themenfeld und stellen ein wichtiges Element der Nachwuchsarbeit dar.  

	́ Netzwerk Migrationsrecht: 2007 ging aus diesen Bemühungen um Nachwuchs das Netzwerk Migrationsrecht hervor – ein Zusammenschluss 
junger Menschen aus Wissenschaft und Praxis mit inzwischen mehr als 200 Mitgliedern. Die Akademie führt die Netzwerker*innen einmal im 
Jahr im Rahmen der Herbsttagung des Netzwerks Migrationsrecht zusammen.  

	́ Regelmäßige Tagungen in Kooperation mit etablierten Institutionen wie UNHCR oder der Rechtsberaterkonferenz runden das migrationsrecht-
liche Engagement der Akademie ab. 

WEITERE MIGRATIONSRECHTLICHE UND -POLITISCHE AKTIVITÄTEN  

PRAXIS

Die Hohenheimer Tage zum Migrationsrecht

Ein Braintrust für Ausländer-,  
Asyl- und Migrationspolitik
Wie kann Migration fair und im Sinne des Menschen gestaltet werden? Über diese Frage diskutieren 
jährlich rund 300 Fachleute an der Akademie der Diözese Rottenburg-Stuttgart. Die Hohenheimer 
Tage zum Migrationsrecht haben sich zu einem zentralen Kongress zum Zwecke migrationsrechtlicher 
Debatten in Deutschland und darüber hinaus entwickelt. 							     
					       						            Von Dr. Konstanze Jüngling 

Dr. Konstanze Jüngling 
leitet seit 2017 den Fachbereich Migra-
tion und Menschenrechte der Akademie 
der Diözese Rottenburg-Stuttgart. 
Die Politikwissenschaftlerin mit den 
Schwerpunkten Friedensforschung, 
Menschenrechte und Osteuropa ist die 
Nachfolgerin von Klaus Barwig, der die 
Hohenheimer Tage zum Migrationsrecht 
in den 80er Jahren ins Leben gerufen hat.

den Caritas und Diakonie sowie vom 
DGB-Bezirk Baden-Württemberg – aus 
einer Anfang der 80er Jahre geführ-
ten heftigen Auseinandersetzung um 
den Ehegatten-Nachzug der „Gastar-
beiter“. Eine von zwei Bundesländern 
gestartete Gesetzesinitiative wollte 
diesen Nachzug einschränken und zur 
Vermeidung von „Scheinehen“ eine 
dreijährige Wartefrist nach der Ehe-
schließung ins Gesetz einbringen. Die 
katholische Kirche und der Deutsche 
Caritasverband sind damals erfolgreich 
vor das Bundesverfassungsgericht ge-
zogen. Argumentativ gestützt wurden 
sie durch einen Kreis von Jurist*innen, 
die sich an der Akademie der Diözese 
Rottenburg-Stuttgart um den dama-
ligen Fachbereichsleiter Klaus Barwig 
zusammengefunden hatten. Motiviert 
durch die Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts, die Wartefrist auf 
ein Jahr zu verkürzen, hat sich dauer-
haft ein Kreis von Expert*innen ge-

bildet, deren Ziel es war 
und ist, das christliche 
Prinzip der Nächstenlie-
be für Neuankömmlinge 
in unserer Gesellschaft 
politisch zu verwirkli-
chen. 

Seither haben sich die 
Hohenheimer Tage zur 
bedeutendsten migrati-
onsrechtlichen Veran-
staltung in Deutschland 

und darüber hinaus entwickelt. Den 
rhetorischen „Ritterschlag“ erhielten 
sie 2009 durch die Süddeutsche Zei-
tung, als die Akademie ob ihres mi-
grationsrechtlichen Schwerpunktes 
anlässlich des 60. Geburtstages der 
deutschen Verfassung als „Ort der 
Demokratie“ bezeichnet wurde: „Was 
der Anwaltstag für die Anwälte ist, der 
Steuerrechtstag für die Steuerrechtler, 
der Ärztetag für die Ärzte – das sind die 
Hohenheimer Tage für alle, die sich mit 
der Zukunft der Demokratie in Deutsch-
land befassen … Die ‚Hohenheimer Tage 
zum Ausländerrecht‘ haben sich zu einem 
Braintrust für Ausländer-, Asyl- und In-
tegrationspolitik entwickelt ...“ 1 Hoch-
rangige Vertretende der hohen und 
höchsten Gerichte sowie der Landes- 
und Bundespolitik zählen zu den re-
gelmäßigen Gästen und Redner*innen 
der Tagung. Vieles, was hier diskutiert 
und angestoßen wurde, hat Eingang in 
rechtliches und rechtspolitisches Han-
deln gefunden.

W as für manche ein „Ort der 
Träumer“ sein mag, ist für an-

dere schon mehr als 35 Jahre ein Ort 
für den „Traum […] von der integra-
tionspolitischen Vernunft“ (Heribert 
Prantl, 2005): Seit 1985 führen die Ho-
henheimer Tage zum Migrationsrecht 
jährlich Wissenschaftler*innen und 
Praktiker*innen aus allen Bereichen 
des öffentlichen Lebens zusammen, die 

sich mit rechtlichen Fragen der Migra-
tion auseinandersetzen. An den jähr-
lich stattfindenden Veranstaltungen 
mit interdisziplinärer und internatio-
naler Ausrichtung nehmen Fachleute 
aus Politik, Verwaltung, Rechtspre-
chung, Wissenschaft, Medien, Kir-
chen, Wohlfahrtsverbänden, NGOs 
und Gewerkschaften aus dem In- und 
Ausland teil. Sie vereint das gemein-

same Ziel einer humanen und men-
schenrechtsorientierten Ausgestaltung 
dieses Rechtsgebiets. 

Hervorgegangen sind die Hohenhei-
mer Tage – organisiert vom Fachbe-
reich Migration und Menschenrechte 
der Akademie der Diözese Rottenburg-
Stuttgart und mitgetragen von den 
beiden kirchlichen Wohlfahrtsverbän-

Quellen: 
1	 Süddeutsche Zeitung vom 09.05.2009: Orte der 

Demokratie.

Fotos: Akademie der Diözese Rottenburg-Stuttgart
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„Können wir selbst 
lernende Technolo-

gien / KI zur besseren 
Vorhersage von Tipping-

Point-Risiken  
einsetzen?“

Klimawandel und  
faire Migration
Stimmen von der IMCB22

„Ändert sich nichts, 
sind Brasilien, das 

Horn von Afrika, Indien, 
Indonesien und der Nahe 

Osten in 50 Jahren von 
unerträglicher Hitze 

bedroht.“

„Klimawandel 
macht nicht an 
Grenzen halt.“

„Für faire Migra-
tion brauchen wir 

politische Plattfor-
men zur Verteidigung 

der Rechte von 
Migrant*innen.“

„Je mehr Entschei-
dungsspielraum für 

Migrant*innen, desto  
größer der Nutzen für  

Entsende- und  
Aufnahmeländer.“

„Im Hinblick auf 
den Klimawandel ist 

vor allem die Binnen-
migration eine wichtige 

Bewältigungs- 
strategie.“

„Neuseeland hat eine 
neue Kategorie für  
Klimaflüchtlinge  

eingeführt und ist  
bereit, Verantwortung  

für die Pazifikinseln  
zu tragen.“

„Die Versprechen 
zur Dekarbonisierung 

der Weltwirtschaft sind 
transformativ und un-

glaublich ehrgeizig, doch 
der Wandel geht nicht 

schnell vonstatten.“
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„Migration ist für 
die meisten nicht 

fair – wir können sie 
aber weniger unfair 

gestalten.“




